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Der Alkohol und seine negativen Auswirkungen beschäftigen in den letz-
ten Jahren verstärkt die deutschen Polizeibehörden und Gerichte. Kaum 
eine größere deutsche Stadt wird um Überlegungen nach einer Verbots-
regelung für den Alkoholkonsum im öffentlichen Raum herumgekommen 
sein. Und erst recht nicht um die zahlreichen Bürgerbeschwerden über 
seine unangenehmen Folgen. Die Gemeinden stehen vielfach in einem 
Konfliktfeld zwischen den Bedürfnissen verschiedener Bevölkerungsgrup-
pen, die es abzuwägen gilt. Ergebnis solcher meist schwierigen Abwä-
gungsprozesse waren in einigen Gemeinden Alkoholverbote in Polizeiver-
ordnungen. Deren Rechtmäßigkeit ist jedoch stark umstritten.  
 
Die unübersichtliche Rechtsprechung und die kontroversen Meinungen in 
Literatur und Forschung sollen in der folgenden Arbeit zusammengetragen 
und in der erforderlichen Kürze dargelegt werden. Im wesentlichen Teil 
der Arbeit werden die materiellen Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen be-
leuchtet. Dabei geht es vor allem um die Frage, wann der Alkoholkonsum 
mit seinen Folgeerscheinungen die polizeilich relevante Gefahrenschwelle 
überschreitet. Sind die Auswirkungen des öffentlichen Alkoholkonsums so 
erheblich, dass ein abstrakt-generelles Verbot gerechtfertigt werden kann? 
Oder muss der öffentliche Alkoholkonsum und auch seine negativen Aus-
wirkungen unter Berücksichtigung der sich ändernden gesellschaftlichen 
Einstellungen und Werte akzeptiert werden? Die Heranziehung umfang-
reicher Rechtsprechung sowie kriminalistischer und sozialwissenschaftli-
cher Studien sollen zur Beantwortung dieser Fragen beitragen. Abschlie-
ßend soll geklärt werden, welche alternativen Handlungsmöglichkeiten 
den Gemeinden zur Verfügung stehen, um der Alkoholproblematik entge-
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Schlagzeilen zu Gewalttaten und ungebührlichem Verhalten im öffentli-
chen Raum bestimmen immer wieder die deutschen Nachrichten – aktuell 
auch wieder im Zusammenhang mit der Fußball-Weltmeisterschaft und 
ihren Public-Viewing-Veranstaltungen. Meist wird der öffentliche Alkohol-
konsum als potenzielle Ursache im gleichen Atemzug erwähnt. In den In-
nenstädten vieler Gemeinden sind in den letzten Jahren vermehrt soge-
nannte Szenetreffs in Fußgängerzonen, an öffentlichen Plätzen sowie in 
Grün- und Erholungsanlagen entstanden. Besonders in den Abend- und 
Nachtstunden der Wochenenden treffen sich in diesen Bereichen eine 
Vielzahl von vorwiegend jugendlichen und heranwachsenden Personen 
zum gemeinsamen Zeitvertreib und Feiern – und zum gemeinsamen Ver-
zehr alkoholischer Getränke. Der übermäßige Alkoholkonsum führt aus 
Sicht Vieler in der Folge immer wieder zu Gewalttaten, Straßenverkehrs-
gefährdungen, Lärmbelästigungen, öffentlichem Notdurftverrichten, Erbre-
chen auf die Straße, Liegenlassen von Glasflaschen und anderen Ord-
nungsstörungen. Vergleichbares geschieht auch in der Obdachlosen- und 
Alkoholikerszene. Massive Anwohnerbeschwerden und ein zunehmendes 
Unsicherheitsgefühl sowie ein Meideverhalten an den betroffenen öffentli-
chen Plätzen sind die Folgen in der Bevölkerung.1 
 
Während die einen ihr „Recht auf freies Bier“ geltend machen, kämpfen 
die anderen gegen Lärm, Verschmutzung und Sachbeschädigung. Oft-
mals wird von Seiten der Anwohner und Geschäftsanlieger der Anspruch 
an die Städte herangetragen, diese müssten qualifizierte Maßnahmen ge-
gen den Alkoholkonsum und die damit verbundenen Störungen unterneh-
men. Die Kommunen beklagen jedoch mangelnde rechtliche Handlungs-
möglichkeiten. Nachdem zahlreiche Gemeinden vergeblich versuchten, 
den Problemen mit klassischen polizeilichen Einzelmaßnahmen entge-
genzutreten, wurden vielfach Allgemeinverfügungen und Polizeiverord-
                                            
1
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Teilbericht 3, S. 3 (Anlage 3). 
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nungen für bestimmte Örtlichkeiten erlassen, um dort den Alkoholkonsum 
zu den besonders problematischen Zeiten zu beschränken. Die Polizei-
verordnungen wurden in mehreren gerichtlichen Entscheidungen für 
rechtswidrig erklärt, weil das Vorliegen der erforderlichen abstrakten Ge-
fahr nicht festgestellt werden konnte. Die Gemeinden sahen sich mit den 
zur Verfügung stehenden polizeilichen Handlungsinstrumenten nicht mehr 
in der Lage, den exzessiven Alkoholkonsum an öffentlichen Brennpunkten 
in den Griff zu bekommen. Forderungen nach der Schaffung einer speziel-
len polizeigesetzlichen Ermächtigung für den Erlass allgemeiner Alkohol-
konsumverbote wurden laut. Eine entsprechende Reaktion des Landesge-
setzgebers blieb jedoch aus.  
 
Nachdem die Rechtslage dahingehend geklärt schien, dass Alkoholver-
botsverordnungen regelmäßig nicht von der bestehenden Verordnungs-
ermächtigung gedeckt sind, begegnet ihnen die aktuelle Rechtsprechung 
wieder durchaus offener. Unter Berücksichtigung der bisherigen Recht-
sprechung und der wissenschaftlichen Erkenntnisse soll die folgende Ar-
beit generell und am Beispiel der Stadt Ludwigsburg einen Überblick 
schaffen, unter welchen materiellen Voraussetzungen und innerhalb wel-
cher rechtlicher Schranken sich die Gemeinden des Werkzeugs der poli-
zeilichen Alkoholverbotsverordnung bedienen dürfen. Zentraler Punkt der 
Arbeit ist die entscheidende Frage, ob der Konsum alkoholischer Getränke 
im öffentlichen Raum eine abstrakte Gefahr verwirklicht und den Erlass 







2 Alkoholkonsum im öffentlichen Raum 
2.1 Auswirkungen des Alkohols auf das Sozialverhalten 
Der Alkohol ist eine in unserer Gesellschaft gemeinhin integrierte und ak-
zeptierte Rauschdroge, die im Rahmen sozialadäquater Trinksituationen 
und einem neuartigen Spaß- und Partyverständnis hierzulande in erhebli-
chen Mengen konsumiert wird.2 Dies zeigen sowohl die weit zurückrei-
chende Tradition als auch die Zahlen über den in Deutschland vorherr-
schenden Alkoholverbrauch, der 2012 bei durchschnittlich 106 Litern Bier, 
20 Litern Wein, 4,1 Litern Schaumwein, 5,4 Litern Spirituosen und letzt-
endlich 9,5 Liter reinem Alkohol pro Kopf lag.3  
 
 
Daten aus: Gaertner, Jahrbuch Sucht 2014;  
Hintergrundbild: http://www.verkehrspsychologie.at. 
 
Die Auswirkungen des Alkohols sind dabei sehr unterschiedlich und hän-
gen von der verzehrten Menge, der individuellen körperlichen und seeli-
schen Verfassung sowie der Trinkgewöhnung ab. Bei einem geringen 
Konsum werden vor allem angenehme Wirkungen in Form einer Stim-
mungsaufhellung, eines Hemmungsabbaus und einer gesteigerten Kon-
                                            
2
 Vgl. u.a. Schwind, S. 509; sowie auch Drogen- und Suchtbericht 2014, S. 17 ff. 
3
 Vgl. Gaertner, Jahrbuch Sucht 2014. 
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Abbildung 1: Verbrauch reinen Alkohols  
je Einwohner in Liter 
 
Der Alkoholverbrauch in Deutschland ist seit Jahren 
rückläufig; die alkoholbedingten Probleme im 
öffentlichen Raum nehmen jedoch zu.  
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takt- und Kommunikationsbereitschaft gefördert.4 Diese Erscheinungen 
sind in der Gesellschaft toleriert und durchaus gewollt. Anders sieht es 
jedoch bei den Folgen eines übermäßigen Alkoholkonsums aus: Die Ver-
giftung des Körpers führt zu einer Beeinträchtigung der Wahrnehmung, 
Urteilsfähigkeit, Distanz- und Kritikfähigkeit und schließlich zu einer hoch-
gradigen Erregung mit erheblicher Enthemmung, einer gesteigerten Im-
pulsivität und Aggressionsneigung sowie dem trügerischen Gefühl einer 
erhöhten Leistungsfähigkeit.5 So besteht in der kriminologischen Literatur 
weitgehend Einigkeit, dass der Alkohol bei Straftaten als mitgestaltender 
Faktor der tatauslösenden Situation eine nicht unbedeutende Rolle spielt.6 
 
 
2.2 Der Alkohol und das Polizeirecht 
Die geschilderten Folgeerscheinungen führen bei einem Alkoholkonsum 
im öffentlichen Raum vermehrt zu Konfliktsituationen mit Passanten, An-
wohnern und Geschäftsanliegern. Sie kollidieren häufig mit dem Bedürfnis 
des überwiegenden Teils der Bevölkerung nach einem sauberen, ruhigen 
und konfliktfreien öffentlichen Raum. Die Problematiken sind in der Regel 
zwei typischen Szenen zuzuordnen. Auf der einen Seite die Party- und 
Eventszene, die vor allem an den Wochenendabenden die Straßen im 
Bereich der Flanier- und Ausgehmeilen zum Feiern nutzt; auf der anderen 
Seite die Obdachlosen- und Alkoholikerszene, deren Mitglieder sich an 
zentralen gesellschaftlichen und umtriebigen Plätzen wie Bahnhöfen oder 
Fußgängerzonen den Tag über niederlassen. Für sie sind öffentliche 
Straßen der Schauplatz des gesamten täglichen Lebens und wichtigster 
sozialer Bezugspunkt.7 Ein sehr drastisches, aber aus Sicht vieler Ge-
meinden realistisches Bild zeichnet die Gewerkschaft der Polizei: Die an 
Zahl, Größenordnung und Intensität zunehmenden Trinkgelage hätten 
mittlerweile die Qualität von „Landplagen“, von denen kaum eine Stadt 
                                            
4
 Vgl. Faltblatt „Alkohol“ der Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen e.V. (Anlage 1.4). 
5
 Vgl. Schwind, S. 511 f.; Meyer, S. 161 ff. 
6
 Vgl. u.a. Schwind, S. 509; Walter, S. 76. 
7
 Vgl. Baußmann, S. 17 ff. 
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verschont bliebe. Dies habe mit einem gemeinsamen Bierchen unter frei-
em Himmel nichts mehr zu tun. Zahllose Beschwerden von Bürgern gegen 
lautstarke Musik, Schlägereien, Vandalismus und Vermüllung in maleri-
schen Altstadtgassen, an pittoresken Flussufern, in Parks und auf zentra-
len Innenstadtplätzen zwinge die Stadtväter zum Handeln. Ortskundige 
würden heute einen Bogen um diese begehrten Plätze machen, es sei 
denn, sie wollten „durch Glasscherben und Fast-Food-Reste waten und 
Anpöbeleien nicht aus dem Weg gehen“.8  
 
Angesichts des bestehenden Handlungsdrucks versuchten die Gemein-
den in der Vergangenheit den Ordnungsstörungen auf vielfältige Art und 
Weise zu begegnen. Nachdem erste Maßnahmen fehlschlugen, erließ zu-
nächst die Stadt Ravensburg auf Grundlage einer Polizeiverordnung ein 
allgemeines Alkohol- und Bettelverbot für öffentliche Straßen. Dieses wur-
de 1998 vom VGH Baden-Württemberg genauso aufgehoben wie auch elf 
Jahre später die Alkoholverbotsverordnung der Stadt Freiburg im Breis-
gau.9 Zahlreiche andere Gemeinden scheiterten mit ihren Alkoholverboten 
ebenfalls. Nun nimmt auch die Stadt Ludwigsburg die Alkoholproblematik 
in ihre Polizeiverordnung auf, wenn auch mit einer deutlich weniger ein-
schneidenden Regelung.  
 
 
2.3 Begriff des öffentlichen Raums 
Dem öffentlichen Raum sind grundsätzlich alle Straßen, Plätze, Wege und 
sonstigen öffentlich zugänglichen Orte und Flächen, auf denen sich je-
dermann tatsächlich frei und ungehindert aufhalten und bewegen darf, 
zuzuordnen.10 Nicht darunter fallen also die Flächen innerhalb geschlos-
sener Gebäude und befriedeter Besitztümer sowie folglich Gaststätten und 
deren Außenbewirtschaftungsflächen. Die öffentliche Begehbarkeit gilt 
                                            
8
 Vgl. Holecek, S. 19 ff. 
9
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 ff.; sowie VBlBW 2010, 29 ff. 
10
 Vgl. Hermanutz/Schilling, S. 84 (Anlage 5). 
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unabhängig von den Öffnungszeiten der Örtlichkeit und der Erhebung 
eventueller Eintrittsgebühren.11 Der öffentliche Raum stellt den gemein-
samen Lebens- und Handlungsraum aller Bürger dar und hat somit be-
sondere Bedeutung als soziales Kommunikations- und Interaktionszent-
rum. Zugleich dient er der Befriedigung individueller Bedürfnisse und der 
aktiven Lebensgestaltung des Einzelnen.12 Die vielen – teils gegensätzli-
chen – kollektiven und individuellen Interessen lassen ihn zu einem Span-
nungs- und Konfliktfeld werden, welches einheitlicher Verhaltensregeln für 
die Allgemeinheit bedarf. Ein solcher Ausgleich der widerstreitenden Inte-
ressen ist mitunter Aufgabe des polizeirechtlichen Handelns der Gemein-
den.  
 
Soweit in der vorliegenden Arbeit die Zulässigkeit der polizeilichen Alko-
holverbotsverordnungen im öffentlichen Raum untersucht wird, beziehen 
sich die Verordnungsregelungen auf öffentliche Flächen, für welche keine 
besonderen Ermächtigungen für die Regelung der Benutzung bestehen. 
Insbesondere empfiehlt sich für öffentliche Einrichtungen wie Kinderspiel-
plätze, Schulgelände, Kindergartengelände, Jugendhäuser, Verwaltungs-
gebäude und ähnliche Einrichtungen eine abweichende rechtliche Be-
handlung. Für diese besteht die vereinfachte Möglichkeit eines Alkohol-
verbots in allgemeinverfügenden Benutzungsordnungen. Die Regelungs-
möglichkeiten in Benutzungsordnungen als Alternative zu den polizeili-
chen Alkoholverboten werden unter Kapitel 6.1 behandelt. Ebenfalls nicht 
untersucht werden hier Örtlichkeiten, die einer Regelung durch privatrecht-
liche Hausordnungen zugänglich sind, wie z.B. die Einrichtungen der Ver-
kehrsbetriebe. Für Alkoholverbotsverordnungen sind daher vor allem Fuß-
gängerzonen, Grün- und Erholungsanlagen im Gemeingebrauch, Markt-
plätze, Festplätze und das Umfeld von Bahnhofsanlagen relevant.  
 
 
                                            
11
 Vgl. Antwort des Innenministeriums auf eine Kleine Anfrage, Drucksache 15/3324, 
02.05.2013, Nr. 3-0522.0/319/293, S. 3. 
12
 Vgl. Baußmann, S. 20. 
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3 Mögliche Regelungsinhalte in Polizeiverordnungen 
3.1 Polizeirechtliche Ermächtigungsgrundlage 
Der Grundsatz des Gesetzesvorbehalts in Art. 20 Abs. 3 GG erfordert für 
jedes staatliche Verwaltungshandeln das Bestehen einer rechtsgültigen 
gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage. Als Ermächtigung für den Erlass 
einer Verordnung, die der Abwehr polizeilicher Gefahren dient, kommen 
die Regelungen eines speziellen Gefahrenabwehrgesetzes oder nachran-
gig die allgemeingültige Generalklausel des § 10 Abs. 1 i.V.m. § 1 PolG in 
Betracht. In den bundes- und landesrechtlichen Vorschriften bestehen 
keine verdrängenden spezialgesetzlichen Regelungen, die als lex 
speciales zum Erlass einer Alkoholverbotsverordnung berechtigen. Inso-
fern ist § 10 Abs. 1 i.V.m. § 1 PolG als Ermächtigungsgrundlage heranzu-
ziehen. Dies setzt voraus, dass die Vorschrift des PolG selbst rechtmäßig 
und insbesondere verfassungskonform ist. Nach der allgemeinen Recht-
sprechung kann § 10 Abs 1 i.V.m. § 1 PolG als verfassungsrechtlich un-
bedenklich betrachtet werden.13 Die ausschließliche Gesetzgebungskom-
petenz liegt zutreffend bei den Ländern. Problematisch ist allein die Frage, 
ob die gesetzliche Ermächtigung inhaltlich hinreichend bestimmt ist. Dies 
gilt im Hinblick auf den Parlamentsvorbehalt insbesondere aufgrund der 
Tatsache, dass die Alkoholverbotsverordnung mit einer nicht unwesentli-
chen Grundrechtseinschränkung für die Adressaten verbunden ist.14 Art. 
61 Abs. 1 S. 2 LV bestimmt, dass in der gesetzlichen Ermächtigung für 
den Erlass einer Rechtsverordnung der Inhalt, Zweck und das Ausmaß 
der erteilten Ermächtigung bestimmt werden muss. Zwar enthält der Wort-
laut des § 10 Abs. 1 PolG keine ausreichende Eingrenzung der Ermächti-
gung i.S.d. Art. 61 Abs. 1 S. 2 LV, jedoch sind die Aufgaben und Hand-
lungsmöglichkeiten der Polizei durch die Rechtsprechung und die Literatur 
in erheblichem Umfang dargestellt und eingegrenzt, sodass nach h. M. im 
Hinblick auf die für das Polizeirecht entwickelten allgemeinen Grundsätze 
                                            
13
 Vgl. dazu u.a. Ruder/Schmitt, S. 270; Zeitler/Trurnit, S. 232; sowie auch BVerfGE 54, 
143 (144); VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2002, 292 (293). 
14
 Vgl. Schenke, S. 339. 
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eine inhaltliche Bestimmtheit der Ermächtigungsgrundlage bejaht werden 
kann.15 Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts muss 
sich Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigung auch nicht ausdrücklich 
aus dem Text der gesetzlichen Vorschrift ermitteln lassen.16  
 
Polizeiverordnungen sind nach der Legaldefinition in § 10 Abs. 1 PolG po-
lizeiliche Gebote oder Verbote, die für eine unbestimmte Anzahl von Fäl-
len an eine bestimmte Anzahl von Personen gerichtet sind. Es handelt 
sich somit um materielle Gesetze mit generell-abstrakten Regelungen zum 
Zwecke der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung.17 § 10 Abs. 1 PolG kommt als Ermächtigungsgrundlage nur dann in 
Betracht, wenn die Verordnungsregelung vorrangig der Gefahrenabwehr 
und nicht dem Schutz des Straßenverkehrs vor Beeinträchtigungen dient. 
Ansonsten wird die polizeigesetzliche Ermächtigung durch das speziellere 
Straßengesetz verdrängt. In der Praxis werden der überwiegende Teil der 
Verbotsregelungen auf das Polizeirecht gestützt. Nur wenige Städte ver-
suchten es mit einer straßenrechtlichen Regelung in den Sondernut-
zungssatzungen, deren Rechtmäßigkeit nachfolgend auch geprüft wird.18 
Weiterhin ist es auch nicht zulässig, über Polizeiverordnungen die Benut-
zung kommunaler Einrichtungen zu regeln.19 Dies ist ausschließlich den 
Satzungen und Benutzungsordnungen vorenthalten.20  
 
 
3.2 Mögliche Formen von Alkoholverboten 
Die Inhalte und Ausgestaltung der Alkoholverbote in Polizeiverordnungen 
unterscheiden sich in der Praxis zum Teil erheblich. Die Polizeiverordnun-
gen enthalten allgemein unmittelbare Gebots- und Verbotsnormen sowie 
Ermächtigungsgrundlagen für den Erlass einzelfallbezogener ordnungs-
                                            
15
 Vgl. Ruder/Schmitt, S. 270 f.; Zeitler/Trurnit, S. 232. 
16
 Vgl. BVerfGE 8, 274 (307). 
17
 Vgl. Zeitler/Trurnit, S. 231. 
18
 Siehe Kapital 6.2. 
19
 Vgl. Ruder/Schmitt, S. 265 f. 
20
 Zur Zulässigkeit von Alkoholverboten in Benutzungsordnungen siehe Kapitel 6.1. 
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rechtlicher Verwaltungsakte. Im Gegensatz zur polizeirechtlichen Einzel-
verfügung knüpft die Polizeiverordnung nicht an einen oder mehrere be-
stimmte oder bestimmbare Sachverhalte an, sondern sie betrifft eine nicht 
eingrenzbare Zahl von Fällen, denen ähnliche, aber im Detail dennoch 
sehr unterschiedliche polizeiliche Gefahren- und Störungssituationen zu-
grunde liegen. Nach der Rechtsprechung handelt es sich bei Polizeiver-
ordnungen um ein „anerkanntes und unentbehrliches Instrument der Poli-
zeibehörden, um ein zeitlich, örtlich und sachlich flexibles Handeln auch 
ohne detaillierte Vorentscheidungen des parlamentarischen Gesetzgebers 
zu ermöglichen“.21 In der Praxis ist die Bedeutung der Polizeiverordnung 
jedoch in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer weiter zurückgegan-
gen. Die gefahrenabwehrrechtlich relevanten Sachverhalte werden zu-
nehmend in speziellen Gesetzen mit entsprechenden Ermächtigungs-
grundlagen aufgenommen und damit einer Regelung in den örtlichen Poli-
zeiverordnungen entzogen.22  
 
Eine Rückkehr in die polizeirechtliche und kommunalpolitische Bedeut-
samkeit erreichte die Polizeiverordnung durch den zunehmenden Erlass 
von Alkoholverboten. Weil in speziellen polizeirechtlichen Landesgesetzen 
keine Verbotsregelungen für die Beschränkung des Verzehrs alkoholi-
scher Getränke im öffentlichen Raum enthalten sind, nahmen zahlreiche 
Gemeinden ein solches Verbot in ihre Polizeiverordnungen auf. Die abs-
trakt-generelle Regelung der Polizeiverordnung vermittelt den Gemeinden 
die Möglichkeit, den Alkoholkonsum als vermeintliche Ursache der uner-
wünschten Verhaltensweisen bereits im Ansatz zu unterbinden. Ein gene-
relles Verbot für den Genuss von Alkohol im öffentlichen Raum erleichtert 
den Polizeibehörden und dem Polizeivollzugsdienst außerdem die Kontrol-
len und das Einschreiten gegen störende Personen an problematischen 
Örtlichkeiten. Weil bei einem bestehenden Verbot bereits der Alkoholkon-
sum selbst ein polizeiliches Einschreiten rechtfertigt, muss die Polizei nicht 
mehr in jedem einzelnen Fall eine Störung oder Gefährdung der öffentli-
                                            
21
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2002, 292 (295 f.). 
22
 Vgl. Schenke, S. 338 f., 342 f. 
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chen Sicherheit und Ordnung in Form einer Ruhestörung, Sachbeschädi-
gung oder Verunreinigung abwarten und nachweisen.23 
 
Auch die Stadt Ludwigsburg hielt angesichts der aktuellen Entwicklungen 
um den Alkoholkonsum auf ihren öffentlichen Plätzen die Aufnahme einer 
Alkoholkonsumbeschränkung für angezeigt und formulierte in § 11 Abs. 1 
Nr. 1 der – bisher noch nicht vom Gemeinderat zugestimmten – Verord-
nung folgende Regelung:  
„Auf öffentlichen Straßen und in Grün- und Erholungsanlagen ist un-
tersagt: Das Verweilen und dauerhafte Niederlassen außerhalb von 
Freiausschankflächen ausschließlich oder überwiegend zum Zwecke 
des Alkoholgenusses, wenn durch alkoholbedingte Ausfall- und Fol-
geerscheinungen Dritte erheblich belästigt werden. Dies ist insbe-
sondere der Fall bei aggressivem Verhalten wie zum Beispiel anpö-
beln oder beschimpfen von Personen, Behinderung des Fahrzeug- 
oder Fußgängerverkehrs, Verunreinigungen durch weggeworfene 
Gegenstände, öffentlichen Notdurftverrichtungen oder ruhestören-
dem Lärm gem. § 117 Ordnungswidrigkeitengesetz“.24 
 
Zu unterscheiden sind im Allgemeinen drei verschiedene Arten des Alko-
holverbots im öffentlichen Raum. Zum einen handelt es sich um – hier 
nicht weiter dargelegte – verkaufsbeschränkende Maßnahmen, wie z.B. 
das Verbot, in bestimmten Abend- oder Nachtstunden alkoholische Ge-
tränke zu verkaufen oder auszuschenken. Zum anderen ist zwischen di-
rekten und indirekten sowie zwischen bedingten und unbedingten Alkohol-
konsumverboten zu unterscheiden. Direkte Alkoholkonsumverbote unter-
sagen in bestimmten räumlich abgegrenzten öffentlichen Gebieten und zu 
bestimmten Uhrzeiten generell den Verzehr und das Mitsichführen alkoho-
                                            
23
 Vgl. Faßbender, S. 563. 
24
 Vgl. PolVO der Stadt Ludwigsburg (Anlage 1.3). 
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lischer Getränk. Dazu gehörte z.B. die 2009 aufgehobene Regelung in § 2 
Abs. 1 der Polizeiverordnung der Stadt Freiburg vom 22.07.200825:  
„Im Geltungsbereich der Verordnung ist es auf den öffentlich zugäng-
lichen Flächen außerhalb konzessionierter Freisitzflächen verboten  
 alkoholische Getränke jeglicher Art zu konsumieren  
 alkoholische Getränke jeglicher Art mit sich zu führen, wenn auf-
grund der konkreten Umstände die Absicht erkennbar ist, diese 
im Geltungsbereich der Verordnung konsumieren zu wollen.“  
 
Indirekte Alkoholkonsumverbote hingegen untersagen generell das Lagern 
oder längere Verweilen auf öffentlichen Plätzen zum ausschließlichen 
oder überwiegenden Zwecke des Alkoholgenusses. Gegenstand der Ver-
botsnorm ist also nicht der Verzehr alkoholischer Getränke selbst, sondern 
das Lagern und Verweilen zu diesem Zwecke. Für die Rechtmäßigkeit 
dieser Verbotsregelung gelten jedoch die gleichen Anforderungen wie für 
das direkte Verbot. Zentraler verhaltensbezogener Regelungsinhalt, an 
den die abstrakte polizeiliche Gefahr anknüpft, ist auch hier der Alkohol-
konsum und die damit verbundenen polizeilich relevanten Gefahrensitua-
tionen. Das Lagern und längere Verweilen tritt lediglich als zusätzliches 
Tatbestandsmerkmal hinzu, vermag die materiell-rechtliche Beurteilung 
des Alkoholverbots jedoch nicht zu verändern, weil der Alkohol wohl selten 
im Vorbeigehen verzehrt wird. Es handelt sich vielmehr um ein „verkapp-
tes“ Alkoholverbot.26 Insofern wird im Folgenden das direkte Alkoholverbot 
geprüft. Die Ausführungen sind auf das indirekte entsprechend anzuwen-
den.27 Von dem eben Beschriebenen wiederum zu unterscheiden ist das 
bedingte Verbot, welches das Lagern und längere Verweilen nur unter-
sagt, sofern dadurch Dritte erheblich belästigt werden.  
 
                                            
25
 Veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Freiburg, Nr. 468/2007 (Anlage 1.1); vgl. dazu 
auch das Aufhebungsurteil des VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2010, S. 29 ff. 
26
 Vgl. Köppert, S. 55 ff., der eine weitergehende Differenzierung in mittelbare und unmit-
telbare Verbote vornimmt. 
27
 Die Rechtsprechung lässt bei ihren Entscheidungen und Ausführungen ebenfalls keine 
Differenzierung zwischen direkten und indirekten Alkoholverboten erkennen. 
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Weiterhin werden direkte oder indirekte Alkoholverbote auch anlässlich 
bestimmter Großveranstaltungen wie Volksfeste oder Fußballspiele für die 
Veranstaltungsörtlichkeit und -dauer erlassen. Diese sind nach ganz 
überwiegender Meinung rechtlich zulässig28 und werden in der Arbeit da-
her nicht näher behandelt. Im Übrigen wird auf die Prüfung der formellen 





4 Materielle Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen von Poli-
zeiverordnungen 
Verordnungen auf Grundlage des § 10 Abs. 1 i.V.m. § 1 PolG können er-
lassen werden, um Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
abzuwehren. Die Vorschrift des § 11 PolG gebietet, dass die Regelungen 
der Polizeiverordnung nicht im Widerspruch zu Gesetzen oder Rechtsver-
ordnungen übergeordneter Behörden stehen dürfen. Sie müssen sich da-
her insbesondere an den verfassungsrechtlichen Grundsätzen der inhaltli-
chen Bestimmtheit und der Verhältnismäßigkeit messen lassen.  
 
 
4.1 Begriff der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
Die öffentliche Sicherheit umfasst die Unverletzlichkeit der objektiven 
Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen 
sowie den Schutz des Staates und der Funktionsfähigkeit seiner Einrich-
tungen.29 Für die Frage der Alkoholverbote sind vor allem die Rechtsord-
nung und subjektiven Rechte von Bedeutung.  
 
 
                                            
28
 Vgl. hierzu u.a. Ruder, S. 50; sowie VG Düsseldorf, NVwZ 2010, S. 71 f. 
29
 Vgl. Ruder/Schmitt, S. 170; vgl. auch § 3 Nr. 1 SOG LSA. 
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4.1.1 Unversehrtheit der objektiven Rechtsordnung 
Unter die objektive Rechtsordnung fallen alle geschriebenen Rechtsnor-
men. Ein drohender oder bereits eingetretener Verstoß gegen eine 
Rechtsnorm stellt eine abzuwehrende Gefahr bzw. zu beseitigende Stö-
rung der öffentlichen Sicherheit dar. Im Bereich des öffentlichen Alkohol-
konsums sind dabei insbesondere die öffentlich-rechtlichen Normen mit 
verbindlichen Verboten, Geboten und Strafandrohungen bedeutend. Ge-
waltdelikte, Beleidigungen und Sachbeschädigungen sind nach dem StGB 
strafbewehrt. Ruhestörungen, das Verrichten der Notdurft und das Weg-
werfen von Müll sind ebenso wie Belästigungen der Allgemeinheit nach 




4.1.2 Schutz der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen 
Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit sind gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 PolG 
auch die Individualrechte wie das Leben, die Gesundheit, die Freiheit und 
die Ehre, das allgemeine Persönlichkeitsrecht, das Eigentum und der Be-
sitz sowie die Ausübung der allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte. Der 
ausschließliche Schutz privater Rechte obliegt der Polizei nach Maßgabe 
des § 2 Abs. 2 PolG nur subsidiär. Weil alle bedeutenden, mit dem Alko-
holkonsum verbundenen Sicherheitsstörungen gleichzeitig die objektive 
Rechtsordnung verletzen, ist der Individualrechtsgüterschutz hier nur am 
Rande relevant. Die Störungen verletzen schließlich nicht nur die subjekti-
ven Rechte der Anwohner oder anderer Passanten, sondern verstoßen 
auch gegen objektive Rechtsvorschriften.31 
 
 
                                            
30
 Vgl. Zeitler/Trurnit, S. 41 f.; Ruder/Schmitt, S. 170 f. 
31
 Vgl. Ruder/Schmitt, S. 170 ff.; Kugelmann, S. 77 ff. 
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4.1.3 Subsidiarität der öffentlichen Ordnung 
Kann ein Handeln nicht unter die tatbestandlichen Voraussetzungen einer 
Störung der öffentlichen Sicherheit subsumiert werden, so kommt ein poli-
zeiliches Einschreiten nachrangig über den Begriff der öffentlichen Ord-
nung in Betracht. Die öffentliche Ordnung umfasst nach allgemein aner-
kannter Definition „die Gesamtheit der im Rahmen der verfassungsmäßi-
gen Ordnung liegenden ungeschriebenen Regeln für das Verhalten des 
Einzelnen in der Öffentlichkeit, deren Befolgung nach den jeweils herr-
schenden Anschauungen als unerlässliche Voraussetzung eines geordne-
ten staatsbürgerlichen Gemeinschaftslebens betrachtet wird“.32 Durch die 
zunehmende gesetzliche Regulierung vieler gesellschaftlicher Bereiche 
und den Wandel der sozialen Werte hat der Tatbestand der öffentlichen 
Ordnung in der polizeilichen Praxis nur noch eine geringe Bedeutung. 
Dem Schutzgut der öffentlichen Ordnung kommt eher eine Reserve- und 
Auffangfunktion zu, um den Rechtsfrieden aufrecht zu erhalten.33 Daher ist 
darauf zu achten, dass sein Anwendungsbereich nicht zu weit ausgedehnt 
wird. Der Begriff der öffentlichen Ordnung darf nicht in der Weise ausge-
legt werden, dass sämtliche Verhaltensweisen darunter fallen, die zwar 
nicht die öffentliche Sicherheit betreffen, aber dennoch als störend emp-
funden werden. Bloße Belästigungen und einfache Behinderungen sowie 
geringfügige Abweichungen von den sozial-ethischen Vorstellungen der 
Mehrheit werden auch von der öffentlichen Ordnung nicht erfasst.34 
 
 
                                            
32
 Vgl. u.a. Drews/Wacke/Vogel, S. 245; Ruder/Schmitt, S. 176 f.; Kugelmann, S. 89; 
Bayerischer VGH, BayVBl. 2008, 109 (110); sowie § 3 Nr. 2 SOG LSA; § 54 Nr. 2 
ThürOBG. 
33
 Vgl. Faßbender, S. 565. 
34
 Vgl. Faßbender, S. 566. 
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4.2 Alkoholkonsum als Störung? 
4.2.1 Begriff der Störung 
Unproblematisch ist das Eingreifen der Polizei in der Regel dann, wenn 
bereits eine Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eingetreten 
ist. In diesem Fall hat ein polizeilich geschütztes Rechtsgut bereits einen 
Schaden erlitten. Es muss sich also bereits ein Verstoß gegen die objekti-
ve Rechtsordnung oder eine Verletzung der privaten Rechtsgüter Einzel-
ner ereignet haben. Aufgabe der Polizei ist dabei die Beseitigung der ein-
getretenen Störung durch repressive Maßnahmen zur Wiederherstellung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung.  
 
 
4.2.2 Strafbewehrung  
Der häufigste Fall einer polizeilichen Störung ist der Verstoß gegen eine 
gesetzliche Verbots- oder Gebotsnorm. Wer sich einem formell- oder ma-
teriell-gesetzlichen Verbot widersetzt, verletzt mit seinem Verhalten die 
objektive Rechtsordnung. Der Konsum von Alkohol in der Öffentlichkeit 
und das Niederlassen zum Zwecke des Alkoholkonsums sind in Deutsch-
land jedoch nicht grundsätzlich strafbewehrt und somit legal.35  
 
 
4.2.3 Ordnungswidrigkeit nach § 118 OWiG 
Der Alkoholkonsum im öffentlichen Raum führt auch nicht generell zu ei-
ner Verletzung des § 118 OWiG. Nach dieser Norm handelt wegen Beläs-
tigung der Allgemeinheit ordnungswidrig, wer eine grob ungehörige Hand-
lung vornimmt, die geeignet ist, die Allgemeinheit zu belästigen oder zu 
gefährden und die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu beeinträchtigen. 
Die grobe Ungehörigkeit der Handlung setzt voraus, dass sie im deutli-
chen Widerspruch zur Gemeinschaftsordnung steht und als eine Missach-
                                            
35
 Vgl. u.a. OVG Schleswig-Holstein, NordÖR 1999, 381 ff. 
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tung der durch die Gemeinschaftsordnung geschützten Interessen er-
scheint. Die Handlung muss also geeignet sein, gegen das sittliche Emp-
finden der anwesenden Passanten zu verstoßen und vom durchschnittli-
chen Betrachter als Belästigung empfunden zu werden.36 
 
Dies trifft auf den Alkoholkonsum im öffentlichen Raum und das Nieder-
lassen zu diesem Zwecke – zumindest, wenn es sich nicht um einen ex-
zessiven Alkoholgenuss handelt – jedoch nicht zu. Der Alkoholkonsum in 
der Öffentlichkeit genießt in überwiegenden Teilen der Bevölkerung eine 
breite Akzeptanz und wird daher nicht als verwerflich angesehen.37 Im 
Gegenteil: Der Konsum von Alkohol in der Öffentlichkeit wird in einer Viel-
zahl von Fällen und in verschiedenen Ausgestaltungen auch auf Initiative 
oder mit Erlaubnis der Städte und Gemeinden praktiziert – sei es bei Stra-
ßen-, Wein- und Bierfesten, Weihnachtsmärkten, Public-Viewing-
Veranstaltungen, Sportereignissen oder auch in Biergärten und Außenbe-
wirtschaftungsflächen. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass einzelne 
Passanten sich durch lagernde und angetrunkene Personen in Grünanla-
gen oder an Bahnhöfen gestört fühlen, jedoch bedarf es für eine grob un-
gehörige Handlung i.S.d. § 118 Abs. 1 OWiG eines Verhaltens, das nicht 
nur dem Empfinden einzelner Passanten, sondern dem der überwiegen-
den Mehrheit zuwiderläuft. Was jedoch gemeinhin akzeptiert und toleriert 




4.2.4 Verletzung der öffentlichen Ordnung 
Eine Verletzung der öffentlichen Ordnung kann aufgrund der gebotenen 
engen Auslegung nur mittels eines sozial abträglichen Verhaltens, wel-
ches das Miteinander in der menschlichen Gemeinschaft nicht unerheblich 
                                            
36
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 (103); Göhler/Gürtler/Seitz, § 118, 
Rn. 4. 
37
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 (103); so auch Faßbender, S. 564. 
17 
 
beeinträchtigt und aufgrund seiner störenden Wirkung Gegenmaßnahmen 
geradezu herausfordert, verwirklicht werden.38 Der Verzehr alkoholischer 
Getränke in der Öffentlichkeit wird in der breiten Bevölkerung jedoch tole-
riert und von der überwiegenden Mehrheit nicht als störend empfunden. 
Dies zeigen auch die Studien über die Verbreitung des Alkoholkonsums in 
Deutschland. Eine Störung der öffentlichen Ordnung liegt folglich nicht 
vor.39 Irrelevant ist dabei auch, ob lagernde und Alkohol trinkende Men-
schengruppen einen Störfaktor für den Tourismus und den Handel darstel-
len. Die polizeirechtlichen Handlungsmöglichkeiten dienen nicht dem 
Zweck, Unannehmlichkeiten für Besucher zu vermeiden oder die wirt-
schaftlichen Betätigungen in der Gemeinde zu sichern.40 
 
 
4.3 Alkoholkonsum als Gefahr? 
4.3.1 Begriff der Gefahr 
Zentrale materielle Voraussetzung für ein abstrakt-generelles Verbot in 
einer Polizeiverordnung ist alternativ neben einer Störung das Bestehen 
einer abstrakten Gefahr. Die Gefahr ist die Relevanzschwelle des Polizei-
rechts. Im Allgemeinen ist darunter eine Sachlage zu verstehen, die bei 
ungehindertem Ablauf des objektiv zu erwartenden Geschehens mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit zu einer nicht unwesent-
lichen Beeinträchtigung eines polizeilichen Schutzgutes führt.41 Die Wahr-
scheinlichkeit eines Schadenseintritts ist mit Hilfe der tatsächlich vorlie-
genden Anhaltspunkte, der Erfahrungen des täglichen Lebens, des spezi-
ellen Erfahrungswissens der Polizei und wissenschaftlicher Erkenntnisse 
im Rahmen einer Prognose über den hypothetischen Ablauf der potenziell 
bevorstehenden Geschehnisse zu bewerten.42 Der erforderliche Wahr-
                                            
38
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 (103); Zeitler/Trurnit, S. 44. 
39
 So auch Faßbender, S. 565; Ruder, S. 49. 
40
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 (103). 
41
 Vgl. BVerwGE 45, 51; VGH Baden-Württemberg, NJW 1984, 507; vgl. auch Pie-
roth/Schlink/Kniesel, § 4 Rn. 2; Götz, § 6 Rn. 3 f. 
42
 Vgl. Huttner, S. 11; Ruder, S. 46. 
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scheinlichkeitsgrad eines Störungseintritts ist dabei grundsätzlich abhän-
gig von dem Rang des gefährdeten Rechtsgutes und dem Wert sowie der 
Beeinträchtigung des Rechtsgutes, in das durch die polizeiliche Maßnah-
me eingegriffen werden soll. Je höherwertiger das zu schützende Rechts-
gut und je geringer der Eingriff der Polizei in ein anderes Rechtsgut, desto 




4.3.1.1 Abgrenzung zwischen abstrakter und konkreter Gefahr 
Für den Erlass einer Polizeiverordnung ist es – im Gegensatz zu einer Po-
lizeiverfügung, die eine konkrete Gefahr voraussetzt – ausreichend, dass 
eine abstrakte Gefahr vorliegt. Die Polizeiverordnung darf die darin gere-
gelten Verbote und Gebote folglich an Sachverhalte anknüpfen, die nach 
der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet sind, sich bei üblichen Ge-
schehnissen regelmäßig und typischerweise zu einer konkreten Gefahr zu 
entwickeln.44 Weil es in der Praxis sehr häufig zu Irrtümern über die Be-
deutung der abstrakten und konkreten Gefahr kommt, sind die beiden Be-
griffe zunächst einmal voneinander abzugrenzen. Ob es sich um eine abs-
trakte oder konkrete Gefahr handelt, ist nicht danach zu entscheiden, wel-
che Intensität die Gefahr hat. Die Feststellung einer abstrakten Gefahr 
durch die Polizeibehörde muss daher keinen höheren Anforderungen ge-
recht werden als bei der konkreten Gefahr.45 Weiterhin unterscheiden sich 
die abstrakte und konkrete Gefahr nicht in der Wahrscheinlichkeit des Ge-
fahreneintritts. Die abstrakte Gefahr ist ebenso nicht als „Vorläufer“ oder 
als vorangehendes Stadium der konkreten Gefahr zu sehen.  
 
                                            
43
 Vgl. u.a. VGH Baden-Württemberg, NJW 1984, 507. 
44
 Vgl. Schenke, S. 346. 
45
 Vgl. BVerwGE 116, 347 (351). 
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Die wesentliche Unterscheidung der beiden Gefahrenarten erfolgt anhand 
des Zeitpunkts der Gefahrenprognose und der Wissensbasis.46 Der abs-
trakten Gefahr liegt als Gefahrenquelle kein konkreter einzelfallbezogener 
Sachverhalt zugrunde, sondern stattdessen ein typisierter Sachverhalt, 
der nach den gewöhnlichen Kausalverläufen zu einer Beeinträchtigung der 
polizeilichen Schutzgüter führen kann. In Anlehnung an ein Urteil des 
Preußischen Oberverwaltungsgerichts vom 15.10.189447 besteht eine 
abstrakte Gefahr, wenn „aus gewissen gegenwärtigen Zuständen nach 
dem Gesetz der Kausalität gewisse andere Schaden bringende Zustände 
und Ereignisse erwachsen werden“.48 Dabei ist es unerheblich, ob sich die 
Gefahr auch tatsächlich in jedem einzelnen Fall realisiert. 
 
 
4.3.1.2 Unzulässigkeit von Vorsorgemaßnahmen 
Von diesen prognosebedingten Unsicherheiten ist die Ungewissheit zu 
unterscheiden, die bereits im Hinblick auf die Tatsachengrundlagen der 
Prognose besteht. Schadensmöglichkeiten, die sich aufgrund mangelnder 
Kenntnisse über Ursachenzusammenhange weder ausschließen noch mit 
hinreichender Gewissheit annehmen lassen, begründen lediglich einen 
Gefahrenverdacht und keine Gefahr i.S.d. § 10 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 1 
PolG. Vorsorgemaßnahmen, die nur auf Grundlage eines Gefahrenver-
dachts potenzielle Beeinträchtigungen polizeilicher Schutzgüter abwehren 
sollen, sind von der polizeilichen Ermächtigungsgrundlage nach ständiger 
Rechtsprechung nicht gedeckt. Stattdessen bedarf es für solche Maß-
nahmen nach dem Vorrang des Gesetzes als Ausfluss des Rechtsstaats-
prinzips einer speziellen formalgesetzlichen Ermächtigung.49 
 
 
                                            
46
 Vgl. Faßbender, S. 565. 
47
 Vgl. PrOVG, PrVBl 16, 125. 
48
 Vgl. BVerwGE 116, 347 (351). 
49
 Vgl. u.a. BVerwGE 116, 347 (351 f.); VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2010, 29 (32 
f.); OVG Sachsen-Anhalt, JMBl LSA 2010, 165 ff.; vgl. zur Frage der Zulässigkeit von 




Eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit könnte in den mit übermäßigem 
Alkoholkonsum verbundenen Gesundheitsschädigungen liegen. Gerade 
das Verweilen auf öffentlichen Plätzen durch die einschlägige Klientel geht 
in vielen Fällen mit einem Genuss von großen Mengen alkoholischer Ge-
tränke einher. Insofern führt das in Alkoholverbotsverordnungen untersag-
te Verhalten im Allgemeinen zu einer Gesundheitsgefährdung. Diese 
Selbstgefährdung ist jedoch vom Grundrecht der freien Persönlichkeitsent-
faltung in Art. 2 Abs. 1 GG gedeckt. Ein polizeiliches Einschreiten liegt in 




4.3.3 Verursachung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
Die Alkoholverbotsverordnungen der Gemeinden zielen in erster Linie auf 
die Vermeidung der Folge- und Ausfallerscheinungen ab, die mit dem öf-
fentlichen Alkoholkonsum gefahrbegründend in Zusammenhang gebracht 
werden. Lärmbelästigungen, Sachbeschädigungen, Körperverletzungen, 
das Verunreinigen öffentlicher Anlagen durch Wegwerfen von Flaschen 
oder anderen Abfällen, das „Wildpinkeln“ sowie das Anpöbeln und Bedro-
hen von Anwohnern und anderen Passanten sind Verstöße gegen die ob-
jektive Rechtsordnung51 und damit Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung. Entscheidend für die materielle Rechtmäßigkeit eines Alko-
holverbots ist jedoch, dass das verbotene Tun bei abstrakt-genereller Be-
trachtung zu diesen Verhaltensweisen „zu führen pflegt“. 52  
 
 
                                            
50
 Vgl. Schenke, S. 28; Ruder/Schmitt, S. 120, 178. 
51
 Vgl. die Verbots- und Straftatbestände in §§ 117, 118 OWiG, §§ 185, 223, 234, 240, 
303 StGB, § 61 Abs. 1 KrW-/AbfG. 
52
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 (103). 
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4.3.3.1 Die bisherige Rechtsprechung 
Eine erste richtungsweisende Entscheidung in Sachen Alkoholverbotsver-
ordnungen wurde am 06.10.1998 vom VGH Mannheim getroffen.53 Der 
erkennende Senat erklärte das für öffentliche Straßen geltende allgemeine 
Alkohol- und Bettelverbot in der Polizeiverordnung der Stadt Ravensburg 
für nichtig, weil es von der polizeirechtlichen Verordnungsermächtigung 
nicht gedeckt sei. Das untersagte Verhalten stelle keine rechtfertigende 
abstrakte Gefahr dar. Vielmehr sei der Alkoholkonsum nur eine mittelbare 
Ursache der geschilderten Verunreinigungen, Verkehrsgefährdungen, Ru-
hestörungen und Sachbeschädigungen. Eine mögliche abstrakte Gefähr-
lichkeit liege nicht in erster Linie im öffentlichen Alkoholkonsum, sondern 
in weiteren Verhaltensweisen, die durch den Alkohol lediglich begünstigt 
würden. Diese Verhaltensweisen seien wiederum bereits Gegenstand be-
stehender Verbots- und Sanktionsnormen. Es sei auch nicht feststellbar, 
dass die Mehrheit der Normadressaten infolge des öffentlichen Alkoholge-
nusses die gefahrüberschreitenden Sicherheitsverstöße begehe. Die Poli-
zeiverordnung untersage daher generell ein nicht unmittelbar sicherheits-
gefährdendes Verhalten und verlagere die Gefahrenabwehr unzulässig 
vor.54 
 
Mit der im Wesentlichen gleichen Begründung hob der VGH Mannheim 
am 28.07.2009 auch die Polizeiverordnung der Stadt Freiburg im Breisgau 
auf55, mit welcher der Konsum jeglicher alkoholischer Getränke auf öffent-
lich zugänglichen Flächen innerhalb des „Bermudadreiecks“, dem Aus-
gehviertel Freiburgs, zur Vermeidung von Gewaltdelikten untersagt wurde. 
Nach den vom BVerwG aufgestellten Grundsätzen zum abstrakten Gefah-
renbegriff lägen keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür vor, dass das 
verbotene Verhalten regelmäßig und typischerweise Gewaltdelikte zur 
                                            
53
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 ff. 
54
 Vgl. dazu auch VGH Baden-Württemberg, NJW 1984, 507 ff., der bereits das Verbot, 
sich „nach Art eines Land- oder Stadtstreichers herumzutreiben“, mit gleicher Argumenta-
tion aufhob. 
55
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2010, 29 ff. 
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Folge hat. Dass Alkohol generell zu Aggressivität führt, widerspreche 
schon der Lebenserfahrung. Die Wirkungen des Alkoholkonsums würden 
vielmehr von den individuellen Gegebenheiten und Befindlichkeiten sowie 
den situativen Einflüssen abhängen. Der Alkoholeinfluss könne nur selten 
als einzige Ursache bei der Entstehung von Straftaten festgestellt werden. 
Die vorgelegten Zahlen der Stadt Freiburg in den Studien 2007 und 2008 
über die Gewaltdelinquenz in der Altstadt56 könnten ebenso keinen Nach-
weis einer abstrakten Gefährlichkeit des öffentlichen Alkoholkonsums er-
bringen. Es liege daher lediglich ein Gefahrenverdacht vor, weil die Stadt 
Freiburg mit den vorgelegten Studien nach dem derzeitigen Wissensstand 
den erforderlichen Ursachenzusammenhang weder bejahen noch vernei-
nen könne. Der Polizei bliebe jedoch die Möglichkeit, die von alkoholisier-
ten Personen ausgehenden Gefahren mit den herkömmlichen polizeili-
chen Instrumentarien abzuwehren.  
 
Im Gegensatz zu seinem generell ablehnenden Urteil aus dem Jahr 1998 
ließ der VGH in seinem Freiburger Urteil jedoch die Möglichkeit einer 
rechtmäßigen Alkoholverbotsverordnung offen: Das Verbot sei „dann 
durch die Ermächtigungsgrundlage (…) gedeckt, wenn hinreichende An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass das verbotene Verhalten regelmäßig 
und typischerweise Gewaltdelikte zur Folge hat“. Genauso wie der VGH 
Mannheim urteilten mit der deckungsgleichen Argumentation im Übrigen 
auch das OVG Sachsen-Anhalt57 und das Thüringer OVG58.  
 
 
4.3.3.2 Stellungnahme zur bisherigen Rechtsprechung 
Zunächst ist festzuhalten, dass die Entscheidungen des VGH aus den 
Jahren 1998 und 2009 im Ergebnis korrekt bzw. zumindest vertretbar sind. 
Die Stadt Ravensburg konnte zum örtlichen Zusammenhang des öffentli-
                                            
56
 Vgl. Steuck/Steudten, 2007 (Anlage 8); Schuster/Steuck, 2008 (Anlage 9). 
57
 Vgl. OVG Sachsen-Anhalt, JMBl LSA 2010, 165 ff. zur GefAbVO der Stadt Magdeburg. 
58
 Vgl. Thüringer OVG, ThürVBl 2013, 8 ff. zur PolVO der Stadt Erfurt. 
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chen Alkoholkonsums mit den Sicherheitsstörungen und damit zur Be-
gründung einer abstrakten Gefahr keinerlei belastbare Zahlen anführen.59 
Die Aussagekraft der polizeilichen Statistiken der Stadt Freiburg im zwei-
ten Urteil ist zumindest aus nachvollziehbaren Gründen angezweifelt wor-
den, wenngleich hier auch eine andere rechtliche Interpretation und Beur-
teilung möglich gewesen wäre. Ungeachtet dieser Frage steht den Ge-
meinden als Verordnungsgeber hinsichtlich der Bewertung des Begriffs 
der abstrakten Gefahr keine Einschätzungsprärogative zu.60 Unter dem 
Aspekt des Rechtsstaatsprinzips und dem daraus folgenden Gewaltentei-
lungsgrundsatz und Parlamentsvorbehalt ist allein der Gesetzgeber dazu 
berufen, formalgesetzliche Ermächtigungsgrundlagen für ein Einschreiten 
der Polizei im Bereich der Gefahrenvorsorge zu schaffen. Die pauschale 
Annahme, der Alkoholkonsum im öffentlichen Raum stelle eine abstrakte 
Gefahr dar, ist folglich eine Risikobewertung, zu denen die Gemeinden 
nicht berechtigt sind.61 Der Alkoholkonsum im öffentlichen Raum führt 
eben nicht generell und typischerweise zu Gewaltdelikten und anderen 
Sicherheitsstörungen.  
 
Anders muss die rechtliche Beurteilung jedoch ausfallen, wenn die Ge-
meinden für einzelne öffentliche Plätze einen belastbaren Nachweis über 
das Bestehen eines Zusammenhangs zwischen dem öffentlichen Alkohol-
konsum und den geschilderten Sicherheitsverstößen führen können.62 Ge-
rade in größeren Städten sind im Bereich der Innenstädte mit ihren Aus-
gehmeilen öffentliche Plätze und Straßen vorzufinden, an denen es in den 
Wochenendnächten in einer stetigen Regelmäßigkeit zu massiven Gewalt-
taten, Ruhestörungen, Vermüllungen und Sachbeschädigungen kommt, 
die augenscheinlich mit dem vorhergehenden Alkoholkonsum in Verbin-
dung zu bringen sind. Folgerichtig erkennt der VGH Mannheim in seiner 
Entscheidung vom 28.07.2009 an, dass es grundsätzlich möglich ist, den 
                                            
59
 Vgl. dazu auch Faßbender, S. 564. 
60
 Vgl. Heckel, S. 89. 
61
 So auch Hecker, S. 1017 f.; Kugelmann, S. 255 f. 
62
 Vgl. dazu Winkelmüller/Misera, S. 262. 
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erforderlichen Nachweis einer abstrakten Gefahr durch ein aussagekräfti-
ges Datenmaterial der Polizei zu erbringen.63 In diesem Fall kann die in 
der juristischen Literatur oftmals vertretene und auch in der Recht-
sprechung vorzufindende pauschale Ablehnung64 eines Ursache-
Wirkungszusammenhangs zwischen dem öffentlichen Alkoholkonsum und 
den Gewaltdelikten und Ordnungsstörungen nicht standhalten.  
 
Dass ein kausaler Zusammenhang besteht, ist in der kriminologischen und 
sozialwissenschaftlichen Forschung vielfach belegt und mittlerweile ge-
meinhin unumstritten, wenngleich dieser auch nicht linear, sondern kom-
plex ist.65 So ist der Alkoholkonsum insbesondere bei den typischerweise 
im öffentlichen Raum anzutreffenden Delikten mit impulsiv geprägten Be-
gehungsweisen wie Körperverletzungen, Sachbeschädigungen und Van-
dalismus von wesentlicher Bedeutung.66 Gewaltdelikte unter Alkoholein-
fluss ereignen sich dabei häufig an Orten mit allgemein hohem Alkohol-
konsum67 – also gerade auch an öffentlichen Plätzen, die einem Alkohol-
konsumverbot unterworfen werden sollen. Studien über selbstberichteten 
Alkoholverzehr und Gewaltfrequenz kommen typischerweise zu dem Er-
gebnis, dass Probanden mit einem starken Alkoholkonsum in einem defi-
nierten Zeitraum auch in stärkerem Maße in Gewaltdelikte verwickelt sind, 
und zwar sowohl als Täter, wie auch als Opfer.68 So stellen Schülerbefra-
gungen regelmäßig einen Einfluss von Alkoholkonsum auf gewalttätiges 
Verhalten fest. Unter Berliner Schülern berichteten 37 % der männlichen 
Jugendlichen von häufigerem Alkoholkonsum in den letzten 12 Monaten 
und eigenem Gewaltverhalten im gleichen Zeitraum. Im Vergleich dazu 
berichteten andere männliche Schüler, die im letzten Jahr keinen Alkohol 
getrunken hatten, nur zu 8,6 % von eigenem Gewaltverhalten. Für Mäd-
                                            
63
 So auch Köppert, S. 160. 
64
 Vgl. dazu nur Hecker, S. 1016 ff.; Kaufmann, S. 265. 
65
 Vgl. dazu zusammenfassend Görgen/Nowak, S. 7 ff. (Anlage 6). 
66
 Vgl. Boden/Fergusson/Horwood, S. 30 ff, übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 7. 
67
 Vgl. Rossow/Bye, 2013, S. 3 ff., übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 8. 
68
 Vgl. Bye/Rossow, 2010, S. 131 ff.; Hope/Mongan, S. 237 ff., jeweils übersetzt und zi-
tiert bei: Görgen/Nowak, S. 8.  
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chen ergaben sich mit 18,6 % und 4,0 % ähnliche Effekte.69 Nach einer 
britischen Studie begangen 18- bis 24-Jährige, die mindestens einmal pro 
Woche betrunken waren, gegenüber Gleichaltrigen, die seltener als ein-
mal im Monat betrunken waren, sogar mit einer mehr als fünffach erhöh-
ten Wahrscheinlichkeit Gewalttaten.70 Zum Teil wird bei Taten junger Ge-
walttäter zu 80 % ein vorheriger Alkoholkonsum festgestellt.71 In 
Viktimisierungsbefragungen gaben 50 % der Opfer von Gewalttaten an, 
bei den Tätern einen Einfluss von Alkohol wahrgenommen zu haben.72 Die 
Forschung kommt also gemeinhin zu der Erkenntnis, dass Alkoholkonsum 
und Gewalt häufig zusammen auftreten und offensichtlich in Beziehung 
stehen, wenngleich dieser Zusammenhang auch durch persönliche, situa-
tive und kulturelle Faktoren stark beeinflusst wird. So führen Proescholdt 
u.a. aus, dass „Alkohol unter bestimmten Bedingungen ein wichtiger Risi-
kofaktor für Gewalt und insbesondere schwere Gewalt ist“.73 
Room/Rossow kommen ebenso zu der Einschätzung, dass „durchaus 
kausale Zusammenhänge für bestimmte Personengruppen, Situationen 
und/oder bestimmte Umstände analysiert werden können“.74 Ein signifi-
kanter linearer Zusammenhang zwischen dem Gesamtalkoholkonsum und 
der Gewaltrate zeigt sich auch auf gesamtnationaler Ebene: Der Anstieg 
des Reinalkoholverbrauchs um einen Liter pro Kopf führte in Norwegen zu 
einem achtprozentigen Anstieg der Gewaltkriminalität.75 Hinreichende wis-
senschaftliche Untersuchungen zur Wirksamkeit von Alkoholverboten im 
öffentlichen Raum liegen bisher leider nicht vor.  
 
Einen deutlichen Zusammenhang zwischen Alkohol und Gewalt im öffent-
lichen Raum zeigt auch eine Studie der Hochschule Luzern auf. In den 
                                            
69
 Vgl. Baier/Pfeiffer, S. 103 ff. 
70
 Vgl. Richardson/Budd, S. 5 ff., übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 10. 
71
 Vgl. Forsyth/Khan/McKinlay, S. 233 ff., übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 10. 
72
 Vgl. Flatley/Kershaw/Smith, S. 3 ff., übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 11. 
73
 Vgl. Görgen/Nowak, S. 17; in Bezug auf Graham/Bernards/Wells, S. 554 ff.; Martin, S. 
136 ff.; Hunt/Rabinovich/Baumber; Proescholdt/Walter/Wiesbeck, S. 447. 
74
 Vgl. Room/Rossow, S. 218 ff., übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 17. 
75
 Vgl. Bye, 2007, S. 369 ff., übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 7; vergleichbare 
Ergebnisse berichten auch: Dawson, S. 451 ff.; Rossow, 2000, S. 397 ff.; 
Wells/Graham/West, S. 626 ff.; jeweils übersetzt und zitiert bei: Görgen/Nowak, S. 8, 
sowie Kraus/Piontek/ Pabst, S. 119 ff. 
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untersuchten schweizerischen Städten wurde festgestellt, dass bei 50 % 
aller Gewalthandlungen (einschließlich Ruhestörungen und Streitigkeiten) 
in der Referenzwoche Alkohol im Spiel war. Bei Streitigkeiten und Ruhe-
störungen waren es gar 76 %, bei Gewalt gegen Personen 54 %. Die Vor-
fälle hätten dabei am häufigsten auf der Straße, auf öffentlichen Plätzen 
und auf Ausgehmeilen stattgefunden. Die Wirkung von Alkoholkonsum auf 
das Gewaltverhalten von Menschen sei mittlerweile gut untersucht. Mit 
großer Übereinstimmung werde heute unter Fachleuten die Meinung ver-
treten, dass Alkoholkonsum mit erhöhter Aggressivität und Gewaltbereit-
schaft verbunden ist. Der derzeitige Forschungsstand lasse auf einen sig-
nifikanten Zusammenhang zwischen Alkoholkonsum und aggressivem 
Verhalten schließen. Wegen mangelnder Referenzgrößen und kaum vor-
handener Studien für den öffentlichen Raum sei der Zusammenhang au-
ßerhalb von Laborsituationen aber nur schwer nachweisbar. Gewalthand-
lungen im öffentlichen Raum würden oft durch triviale Ereignisse ausge-
löst und sich damit erheblich von häuslicher Gewalt abgrenzen. Bei der 
Frage nach wirksamen Mitteln gegen Gewalt unter Alkoholeinfluss im öf-
fentlichen Raum hätten die befragten Polizisten mit 56 % am häufigsten 
das örtlich oder zeitlich beschränkte Alkoholkonsumverbot genannt. Zwi-
schen beiden Verhaltensweisen (Alkoholkonsum und Gewalttaten) beste-
he „ein starker kausaler Zusammenhang“, der „biologisch plausibel und 
kohärent mit dem aktuellen Wissenstand“ sei. Beobachten lasse sich auch 
eine Dosis-Wirkung-Beziehung: Der Alkoholkonsum und die Gewalt im 
öffentlichen Raum hätten parallel zugenommen.76  
 
Ein weitgehend gleicher Schluss lässt auch die polizeiliche Kriminalitäts-
statistik für Baden-Württemberg zu: Die Zahl der Straftaten unter Alkohol-
einfluss im öffentlichen Raum ist tendenziell ansteigend. Während 2009 
noch 15.925 Straftaten zu verzeichnen waren, steigerten sich die Fallzah-
                                            
76
 Vgl. Laubereau/Niederhauser/Bezzola, S. 6 ff. (Anlage 10). 
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Daten aus: Antwort des Innenministeriums auf eine Kleine Anfrage,  
Drucksache 15/3324; Hintergrundbild: http://mz-web.de. 
 
Die polizeiliche Kriminalitätsstatistik zeigt außerdem, dass im Jahr 2013 
bundesweit 32,1 % aller Straftäter bei Gewaltdelikten unter Alkoholeinfluss 
standen; extrem hoch ist der Anteil alkoholisierter Täter mit 63,7 % beim 
Widerstand gegen die Staatsgewalt.78 Auch die im Rahmen der Arbeits-
gruppe „Lebenswerter öffentlicher Raum“ durchgeführten Sondererhebun-
gen des Innenministeriums79 zu den Straftaten in Freiburg, Heidelberg und 
Ravensburg zeigen eine „signifikant hohe Korrelation von Alkoholkonsum 
und Aggressionsdelikten80“. Bei diesen waren 65 % der Beschuldigten al-
koholisiert. In den 23 Fällen, in denen entsprechende Werte erhoben wur-
den, lag der Alkoholisierungsgrad des Tatverdächtigen bei durchschnittlich 
1,6 Promille.  
 
                                            
77
 Vgl. Antwort des Innenministeriums auf eine Kleine Anfrage, Drucksache 15/3324, 
02.05.2013, Nr. 3-0522.0/319/293, S. 5. 
78
 Vgl. Bundeskriminalamt, PKS 2013, S. 107. 
79
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. IV, 14 f. (Anlage 2); interessant 
sind dazu auch die Bürgerbefragungen in diesen Städten: Vgl. Görgen/Fisch, S. 14 ff. 
(Anlage 4). 
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Abbildung 2: Straftaten unter Alkoholeinfluss 




Daten aus: BKA, PKS Jahrbuch 2013, S. 107; 
Hintergrundbild: http://maz-verlag.de. 
 
Wenngleich die Aufhebung der Ravensburger Polizeiverordnung im Er-
gebnis nicht zu beanstanden ist, scheint es so, als verkenne der Senat die 
Bedeutung und Auswirkungen des Zusammenhangs zwischen dem Alko-
holkonsum und den Gewaltdelikten im öffentlichen Raum sowie die damit 
verbundenen Problematiken auf kommunaler Ebene. Besonders mit Blick 
auf die Kausalverläufe des Alkoholkonsums sind die Ausführungen des 
erkennenden Senats zu hinterfragen. Der Senat erachtete das Alkohol-
verbot bereits deswegen als rechtswidrig, weil die polizeiliche Gefahr nur 
mittelbare Folge des Alkoholkonsums sei und erst durch das Hinzutreten 
weiterer Willensentscheidungen und Handlungen entstünde, die durch den 
Alkoholkonsum begünstigt würden. Es ist jedoch zweifelhaft, ob eine Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung nur dann anzunehmen ist, 
wenn sie durch eine einzelne, isoliert zu betrachtende Verhaltensweise 
hervorgerufen wird. Würde man diese Frage bejahen, so würden viele in 
Polizeiverordnungen verbotene Verhaltensweisen nach dieser Maßgabe 
keine abstrakte Gefährdung mit sich bringen. Denn viele polizeilich rele-
vante Handlungen führen erst durch das Hinzutreten weiterer Umstände 
und Faktoren zu ihrer letztendlichen Gefährlichkeit. Es ist in der Recht-
sprechung durchaus anerkannt, dass auch das Zusammenwirken mehre-
















Abbildung 3: Anteil der Tatverdächtigen unter 
Alkoholeinfluss bei ausgewählten Straftaten (2013) 
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ge haben kann.81 So führte das Bundesverfassungsgericht zur Rechtmä-
ßigkeit des Gesetzes zur Bekämpfung gefährlicher Hunde aus, das Ein-
fuhr- und Verbringungsverbot für bestimmte Hunderassen sei zulässig, 
auch wenn nicht allein aus der Zugehörigkeit zu einer Rasse auf seine 
Gefährlichkeit geschlossen werden könne.82 Die Gefährlichkeit hänge 
zwar ebenso von anderen Faktoren, wie der Erziehung, Ausbildung und 
Haltung des Hundes ab; ein entsprechendes Verbot sei aber auch dann 
nicht zu beanstanden, „wenn das schädigende Ereignis das Zusammen-
wirken unterschiedlicher Faktoren voraussetzt, soweit diese mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zusammentreffen können“. Dies gilt nach der 
Rechtsprechung des BVerfG in entsprechender Anwendung ausdrücklich 
auch für Verordnungen.83 Das OVG Lüneburg stellt in Bezug auf eine 
kommunale Alkoholverbotsverordnung ebenso klar, es könne für das Vor-
liegen einer abstrakten Gefahr „auch das Zusammenwirken unterschiedli-
cher Faktoren ausreichen“.84  
 
Gegen die Annahme eines Zusammenhangs spricht nach Auffassung des 
OVG Lüneburg des Weiteren nicht der Einwand, es bedürfe für eine 
Sicherheitsstörung über den Alkoholkonsum hinausgehende Verhaltens-
schritte. Denn es sei gerade der im Übermaß konsumierte Alkohol und 
nicht ein gesonderter bewusster Entschluss, der zu Verunreinigungen, 
Ruhestörungen und Sachbeschädigungen führe.85 Dieser Auffassung ist 
zumindest insoweit zu folgen, als dass es fraglich erscheint, ob viele der 
geschilderten Folgeerscheinungen eines übermäßigen Alkoholkonsums 
nicht eher auf eine rauschbeeinflusste als auf eine vernünftige und dem 
nüchternen Verstand entsprechende Willensbildung zurückzuführen sind. 
Dass die gefahrbegründenden Folge- und Ausfallerscheinungen des Alko-
holkonsums bereits Gegenstand bestehender Verbots- und Sanktions-
                                            
81
 Vgl. Faßbender, S. 556; Winkelmüller/Misera, S. 262. 
82
 Vgl. BVerfGE 110, 141; ebenso OVG Nordrhein-Westfalen, NVwZ 2001, S. 459 ff. 
83
 Vgl. BVerfG, NVwZ 2004, 975; so auch Faßbender, 2009, S. 565; Schoch, 2013, Rn. 
275a; VGH Baden-Württemberg, NVwZ-RR 1997, 225. 
84
 Vgl. OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 (114), sowie auch die unten folgenden Ausfüh-
rungen zu diesem Urteil. 
85
 Vgl. OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 (116). 
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normen sind, ist aus zutreffender Sicht des OVG Lüneburg ebenfalls un-
erheblich, weil die Alkoholverbotsverordnung gerade nicht die anschlie-
ßende straf- und ordnungswidrigkeitsrechtliche Ahnung bezweckt, son-
dern im Rahmen der Gefahrenabwehr eine vorherige Verhinderung.  
 
Der VGH Baden-Württemberg hat demzufolge mit seinem Urteil zur Poli-
zeiverordnung der Stadt Freiburg korrekterweise die bisher vertretene ge-
nerell ablehnende Rechtsprechung aufgegeben und die Möglichkeit einer 
rechtmäßigen Alkoholverbotsverordnung eröffnet, sofern eine abstrakte 
Gefahr nachgewiesen werden kann. 
 
 
4.3.3.3 Die Rechtsprechung des OVG Niedersachsen 
Bevor auf die Nachweispflicht der Gemeinde und die dafür anzulegenden 
Kriterien näher eingegangen wird, soll an dieser Stelle zunächst das Urteil 
des VGH Niedersachsen vom 30.11.201286 mit einem anderen Ansatz zur 
Begründung der abstrakten Gefahr betrachtet werden. Im Gegensatz zu 
den bisher genannten Gerichtsentscheidungen liegt der Fokus hier nicht 
auf den alkoholbedingten Gewaltdelikten, sondern auf nachtruhestörenden 
Lärmbelästigungen. Das OVG erklärte die „Verordnung zur Begrenzung 
des Alkoholkonsums im öffentlichen Straßenraum“ der Stadt Göttingen 
vom Mai 201287 für rechtens. Die Verordnung untersagte generell den 
Konsum und das Mitführen jeglicher alkoholischer Getränke in den Näch-
ten zu Samstagen, Sonntagen und Feiertagen zwischen 0 und 8 Uhr. Das 
bis Januar 2014 wirksame Verbot galt für die 214 Meter lange Nikolaistra-
ße, die sich durch eine besonders hohe Dichte gastronomischer Betriebe 
auszeichnet. In den Nächten auf Samstage, Sonntage und Feiertage ist es 
nach Angaben der Stadt Göttingen zu typisch alkoholbedingten Verhal-
tensweisen – insbesondere zu Lärmbelästigungen, öffentlichem Urinieren, 
Koten, Erbrechen und Abfallentsorgungen auf die Straße sowie auch zu 
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 Vgl. OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 ff. 
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 Siehe Anlage 1.2. 
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Körperverletzungen, Beleidigungen und Sachbeschädigungen – gekom-
men.88 2011 seien im betroffenen Bereich 249 Polizeieinsätze, 115 Straf-
taten und 23 Bürgerbeschwerden registriert worden. Kernproblem in der 
Nikolaistraße sei der Alkoholverkauf in den dortigen Kiosken, an denen 
vor allem Jugendliche sich mit billigem Alkohol eindeckten, um „vor- und 
nachzuglühen“. Anderweitige Versuche, den Alkoholkonsum und die damit 
verbundenen Folgeerscheinungen im betreffenden Bereich einzudämmen, 
wie z.B. einvernehmliche Lösungen mit den Gastronomiebetrieben oder 
intensivere Polizeikontrollen, seien gescheitert. Daher sei als einzig gang-
bare Lösung die auf § 55 NdsSOG gestützte Alkoholverbotsverordnung in 
Frage gekommen.  
 
Das OVG Niedersachsen folgte der Rechtsauffassung der Stadt Göttingen 
und bestätigte die Rechtmäßigkeit der Verbotsverordnung. Der Alkohol-
verzehr in der Nikolaistraße stelle mit seinen Folgeerscheinungen eine 
abstrakte Gefahr i.S.d. § 55 NdsSOG dar. Zwar sei der Alkoholkonsum in 
der Öffentlichkeit grundsätzlich rechtskonform, jedoch könnten die Aus-
fallerscheinungen die Schwelle zu einem Verstoß gegen die Rechtsord-
nung überschreiten. Insbesondere sei auch die Störung der Nachtruhe 
durch alkoholbedingte Lärmbelästigungen im Hinblick auf die grundrecht-
lich geschützte Unversehrtheit der Gesundheit ein Schaden i.S.d. Polizei-
rechts. Der erforderliche Kausalzusammenhang zwischen dem verbote-
nen Alkoholkonsum und den registrierten Sicherheitsverstößen könnte 
sich auch aus der allgemeinen Lebenserfahrung ergeben, ohne dass ein – 
praktisch ohnehin unmöglicher – wissenschaftlich gesicherter Nachweis 
der Kausalität vorliegt. Dabei müsse nicht jeder verbotene Alkoholkonsum 
zu einem Schaden, sondern lediglich typischerweise zu einer Gefahr füh-
ren. Die Gefahr – also die hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Scha-
dens – sei angesichts der besonders hochwertigen Schutzgüter, wie die 
menschliche Gesundheit, bereits bei einer mehr als nur geringfügigen 
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 Vgl. die Zusammenstellung relevanter Zahlen durch die Stadt Göttingen in Anlage 11. 
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Wahrscheinlichkeit gegeben.89 Betroffenes Schutzgut sei die Gesundheit 
der über 300 Anwohner und dabei vorrangig das Recht auf Nachtruhe. 
Dieses sei mit dem Recht auf Nutzung des öffentlichen Straßenraums im 
Rahmen des gemeingebräuchlichen kommunikativen Verkehrs abzuwä-
gen. Das ausschlaggebende Maß des Zumutbaren hänge dabei im Einzel-
fall zum einen von der sozialen Adäquanz und der allgemeinen Akzeptanz 
in der Bevölkerung und zum anderen von der Häufigkeit, Dauer und Stär-
ke der Schalleinwirkung sowie auch den damit zusammenwirkenden Be-
gleiterscheinungen, wie den anderen alkoholbedingten Rechtsverstößen 
und dem daraus resultierenden objektiv begründbaren Unsicherheitsge-
fühl ab. Dieses Maß sei in der Nikolaistraße als besonderes Baugebiet 
überschritten worden, weil durch die Nutzung als „Partymeile“ an den Wo-
chenenden eine Nachtruhe bis 8:00 Uhr morgens wiederkehrend nicht 
mehr möglich gewesen sei. Die Vielzahl gravierender Verstöße beträfe mit 
der menschlichen Gesundheit ein hochrangiges Schutzgut und führe 
obendrein zu einem objektiven Unsicherheitsgefühl.  
 
Die Störungen ließen sich dabei nicht auf einzelne Gastronomiebetriebe, 
Personen oder Personengruppen eingrenzen. Gleichzeitig sei auch nicht 
erkennbar, dass von dem Verbot auch „stille Trinker“ betroffen sind, weil 
die Nikolaistraße vor allem während der Geltungsdauer nicht zu einem 
friedlichen und entspannten Verweilen bei einem „Feierabend“-Bier einla-
de. Dass nicht von jedem Alkoholkonsumenten in der Nikolaistraße im 
Einzelfall Störungen ausgehen, sei zwar sicherlich zutreffend, aber auch 
gar nicht erforderlich, weil die – zu bejahende – hinreichende Wahrschein-
lichkeit genüge. Schließlich bestehe auch ein kausaler Zusammenhang 
zwischen dem verbotenen Alkoholkonsum und den Sicherheitsstörungen. 
Bei Erbrechen, öffentlichem Urinieren oder Koten liege dies auf der Hand. 
Auch die Sachbeschädigungen sowie Beleidigungen und Bedrohungen 
seien nach der Lebenserfahrung nicht anders als mit der alkoholbedingten 
Enthemmung erklärbar. Ebenso mit der allgemeinen Lebenserfahrung und 
                                            
89
 Vgl. dazu auch BVerwGE 129, 142 sowie die obigen Ausführungen hierzu. 
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auch aufgrund der zahlreichen Polizeiberichte seien die massiven Beein-
trächtigungen der Nachtruhe und das objektive Unsicherheitsgefühl zu 
belegen. Überdies habe man vonseiten der Stadt, der Polizei und der An-
wohner nach dem Inkrafttreten des Verbots eine deutliche Besserung 
wahrgenommen. Die Zahl der Straftaten sei um 69 % gesunken.90  
 
 
Daten aus: Statistiken der Stadt Göttingen (Anlage 11). 
 
 
4.3.3.4 Nachweispflicht der Gemeinde 
Es obliegt also der Gemeinde, eine abstrakte Gefahr mit dem Urteil eines 
gewissenhaften, besonnenen und sachkundigen Amtswalters auf Grund-
lage aussagekräftiger Daten und Erfahrungswerte der örtlichen Polizei zu 
prognostizieren.91 Das OVG Lüneburg vertritt dazu die Auffassung, die 
abstrakte Gefahr könne nicht nur mit wissenschaftlichen, statistischen und 
fachkundigen Erkenntnissen, sondern auch mit der allgemeinen Lebenser-
fahrung begründet werden. Die Annahme des erforderlichen Kausalzu-
sammenhangs zwischen dem Alkohol und den Sicherheitsverstößen müs-
se nicht auf einem praktisch ohnehin nicht möglichen unmittelbar wissen-
schaftlich gesicherten Nachweis beruhen – zumal sich entsprechende 
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 Vgl. OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 ff. 
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Abbildung 4: Entwicklung der Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten nach Inkrafttraten des Göttinger 







„Trinkversuche“ in der Öffentlichkeit aus ethischen Gründen verbieten 
dürften. Eine solch nachlässige Gefahrenbeurteilung nur anhand der all-
gemeinen Lebenserfahrung verträgt sich jedoch nicht mit dem Erfordernis 
einer gewissenhaften polizeilichen Prognose. Stattdessen ist auf aussa-
gekräftige und nachvollziehbare Daten, Erfahrungswerte und Statistiken 
der Polizeibehörden abzustellen. Gleichwohl ist es zutreffend, dass von 
den Polizeibehörden keine unmöglichen Kausalitätsnachweise, zu denen 
nicht einmal die kriminologische Forschung in der Lage ist, verlangt wer-
den können.92 Vielmehr ist angesichts der durch Gewaltdelikte und Nacht-
ruhestörungen bedrohten hochwertigen Schutzgüter – namentlich die Ge-
sundheit und körperliche Unversehrtheit – nur die geringe Wahrscheinlich-
keit eines Schadenseintritts erforderlich. Unangemessen hoch dürfen 
demnach auch nicht die Kriterien zur Annahme einer abstrakten Gefahr 
sein.  
 
Dennoch konnten die von der Stadt Freiburg dargelegten Studien der ge-
richtlichen Überprüfung nicht standhalten. Das Alkoholverbot stützte sich 
maßgeblich auf die Studien der Polizeidirektion Freiburg zur Gewaltdelin-
quenz in der Altstadt von Freiburg aus den Jahren 2007 und 2008.93 Nach 
den Erfahrungen der Polizei sei eine Alkoholisierung häufig die Ursache 
für gewalttätige Auseinandersetzungen. 2007 hätten 43 % der Tatverdäch-
tigen in der Freiburger Altstadt unter Alkoholeinfluss gestanden, im Jahre 
2008 sogar 60 %. Das Bermuda-Dreieck umfasse etwa ein Zehntel der 
Freiburger Altstadt. Jedoch seien hier sowohl 2007 als auch 2008 fast 50 
% aller Gewaltstraftaten in der Altstadt begangen worden. Die Anzahl der 
Gewaltdelikte sei im Vergleich zur restlichen Altstadt also überproportional 
hoch. Nach Einführung des Alkoholverbots seien im örtlichen und zeitli-
chen Geltungsbereich von Januar bis Mai 2008 16 % weniger Gewaltstraf-
taten als im gleichen Zeitraum ein Jahr zuvor registriert worden. In der 
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 Vgl. dazu nur Schwind, S. 551; Köppert, S. 168. 
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 Vgl. Steuck/Steudten, 2007 (Anlage 8); Schuster/Steuck, 2008 (Anlage 9); sowie die 
Beschlussvorlage der Stadt Freiburg, Drucksache G-08/148 (Anlage 7). 
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mündlichen Verhandlung trug die Polizei zudem vor, im Jahre 2009 habe 
sich ein weiterer Rückgang der Gewaltdelikte um etwa 25 % ergeben.  
 
Der VGH entgegnete dem Vorbringen der Stadt Freiburg jedoch, dass der 
Nachweis einer abstrakten Gefahr nicht durch die Reduzierung der Ge-
waltdelikte um 16 % oder 13 Taten erbracht werden könne – selbst, wenn 
man davon ausginge, dass die verstärkte Polizeipräsenz das Anzeigever-
halten verändere. Stattdessen sei ein massiver Rückgang notwendig. Das 
Gericht lässt dabei jedoch außer Betracht, dass die Zahl der Gewaltdelikte 
im Bermuda-Dreieck zuvor kontinuierlich anstieg und im Jahr 2007 einen 
Höchststand erreichte. Während 1996 noch 1.002 Gewaltdelikte im ge-
samten Stadtgebiet registriert wurden, waren es allein im ersten Halbjahr 
2007 bereits 1.298. Von 2007 und 2008 ist damit eine Trendwende zu 
verzeichnen, sodass der Rückgang der Gewalttaten keineswegs lediglich 
als gering anzusehen ist. Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass sich die 
Analyse auf die Monate Januar bis Mai bezieht – also auf einen Zeitraum 
mit einer witterungsbedingt geringen Frequentierung öffentlicher Plätze. 
Bei Betrachtung der Sommermonate wäre sicherlich ein Rückgang der 
absoluten Tatzahlen in anderer Höhe zu verzeichnen gewesen. Nach An-
sicht des VGH ist auch die für 2009 erwartete Abnahme der Gewaltdelikte 
im Bermuda-Dreieck um 25 % nicht hinreichend, weil sie sich durch den 
für das ganze Stadtgebiet prognostizierten leichten Rückgang relativiere. 
Dass eine Reduzierung um 25 % nicht mit einem „leichten Rückgang“ 
gleichzusetzen ist, verkennt das Gericht offenbar. Der Senat schlussfol-
gerte aus seiner Analyse stattdessen, es sei nicht geklärt, welche Bedeu-
tung dem Faktor Alkohol neben zahlreichen anderen Faktoren zukommt. 
Aber gerade damit fordert das Gericht den praktisch unmöglichen Nach-
weis über die Kausalitätsverläufe. Letztlich setzt sich der VGH mit den Er-
kenntnissen der Polizei zur Begründung einer polizeilichen Gefahr sehr 
kritisch und angesichts der gefährdeten hochwertigen Schutzgüter mögli-
cherweise auch zu kritisch auseinander. Die dargelegten Rückgänge, die 
nach Auffassung des Gerichts nicht zur Annahme einer abstrakten Gefahr 
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führen können, sind bei einer genauen Betrachtung sehr wohl in der Lage, 
einen hinreichenden Zusammenhang zwischen dem öffentlichen Alkohol-
konsum und den Gewaltdelikten aufzuzeigen.94 
 
Zutreffend kritisierte das Gericht jedoch, dass das zugrundegelegte Da-
tenmaterial für ein aussagekräftiges und empirisch gesichertes Ergebnis 
nicht ausreichend geeignet ist. Zum einen ist die Datenmenge – wie auch 
die Stadt Freiburg einräumt – bei einer Betrachtung eines Fünf-Monate-
Zeitraums zu gering. Zum anderen ermöglicht das Datenmaterial auch 
nicht die erforderliche Differenzierung dahingehend, welche Taten tatsäch-
lich im räumlichen und zeitlichen Geltungsbereich stattfanden. Die Statisti-
ken der Jahre 2007 und 2008 sind nach korrekter Ansicht des VGH nicht 
unmittelbar miteinander vergleichbar. Die Studie 2007 basiert auf der Poli-
zeilichen Kriminalitätsstatistik, welche die Taten beim Abschluss der poli-
zeilichen Ermittlungen erfasst. Dieser zeitliche Verzerrfaktor lässt keine 
Aussage darüber zu, wann genau sich die Taten ereigneten. Für 2008 
wurde dagegen eine zeitraumgetreue Tatzeitanalyse durchgeführt. Weite-
re Differenzierungsprobleme ergeben sich daraus, dass die Statistik zwi-
schen Straftaten auf öffentlichen Plätzen und in Gebäuden nicht unter-
scheidet. Doch gerade dann, wenn die Zahl der Gewaltdelikte im öffentli-
chen Raum ein besonderes Ausmaß annimmt, bedarf es einer solchen 
Differenzierung. Im Ergebnis ist die Aufhebung der Polizeiverordnung auf-
grund dieser Erhebungsmängel vertretbar, wenngleich nicht erkennbar ist, 
warum das Gericht den von der Stadt dargelegten Ursache-
Wirkungszusammenhang grundsätzlich ablehnt und welchen Rückgang 
der Gewaltkriminalität es für erforderlich hält.95 Der erkennende Senat 
geht in seinen Ausführungen nämlich nicht auf die Frage ein, aufgrund 
welcher statistischen Erfahrungswerte der Natur und der Höhe nach über-
haupt eine abstrakte Gefahr angenommen werden darf.  
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 So auch Winkelmüller/Misera, S. 262; ebenso Köppert, S. 167 ff., der auch weitere 
Argumente für eine zu einseitige Argumentation des Gerichts anführt.  
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4.3.3.5 Kriterien für einen polizeilichen Brennpunkt 
Daher sollen an dieser Stelle objektive Kriterien beschrieben werden, die 
den Erlass einer Alkoholverbotsverordnung zunächst zu Gefahrenerfor-
schungszwecken rechtfertigen können. Gefahrenerforschungseingriffe 
dienen der Ermittlung von Grundlagen für die Gefahrenprognose, wenn 
die bisher bekannten Tatsachen für eine verlässliche Wahrscheinlichkeits-
beurteilung nicht ausreichen. Sofern objektive Anhaltspunkte für eine Ge-
fahr vorliegen, darf die Polizei zur Ermittlung des näheren Sachverhalts 
Erforschungsmaßnahmen durchführen, also z.B. ein zeitlich befristetes 
Alkoholverbot für den Nachweis einer Kausalität zwischen dem Alkohol-
konsum und den Sicherheitsstörungen erlassen. Mit zunehmender Ver-
dichtung des Gefahrenverdachts kommen dabei auch weitergehende und 
eingriffsintensivere Maßnahmen in Betracht.96 
 
Bei der Beurteilung, ob für eine bestimmte Örtlichkeit die begründeten An-
haltspunkte für eine abstrakte Gefahr i.S.d. Verordnungsermächtigung 
anzunehmen sind, bedarf es stets einer Einzelfallbewertung. Als Leitlinien 
lassen sich dazu die von der Polizeidirektion Freiburg97 aufgrund polizeili-
cher Erfahrungswerte erarbeiteten Kriterien über Kriminalitätsbrennpunkte 
und ordnungspolizeiliche Brennpunkte heranziehen.98 Es wird dabei nicht 
verkannt, dass diese Kriterien dazu dienten, die Schaffung einer speziel-
len Ermächtigungsgrundlage für den Erlass von Alkoholverbotsverordnun-
gen zu begründen. Sie sind jedoch als objektiver Maßstäbe geeignet, die 
Belastung einer Örtlichkeit mit Straftaten und Ordnungswidrigkeiten zu 
bemessen und damit weitere Gefahrenerforschungseingriffe für die Be-
gründung einer abstrakten Gefährlichkeit zu rechtfertigen. Relevante 
Merkmale sind  
 die absolute Belastung mit Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, 
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 So auch Köppert, S. 120 ff., 165 ff.; vgl. auch Zeitler/Trurnit, S. 48 f.; Schenke, S. 46 ff. 
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 Heute Polizeipräsidium Freiburg. 
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 Vgl. Polizeidirektion Freiburg, Projektbericht „Sicherheit im öffentlichen Raum“, S. 9 ff., 




 die relative Belastung, 
 die Anzahl der regelmäßig anwesenden Personen und 
 eine zeitliche Eingrenzung. 
 
Für die Bewertung der absoluten und relativen Belastung einer Örtlichkeit 
sind die gemeinhin typischerweise auftretenden alkoholbedingten Strafta-
ten und Ordnungswidrigkeiten zu berücksichtigen. Dazu gehören Gewalt-
delikte, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und Sachbeschädigun-
gen sowie Verunreinigungen, Lärmbelästigungen und das Verrichten der 
Notdurft. Eine hohe absolute Belastung mit mehr als 100 Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten spricht für das Bestehen eines Kriminalitäts- oder 
ordnungsrechtlichen Brennpunkts. Liegt die absolute Belastung bei einem 
Wert zwischen 50 und 100 Vorfällen, so kommt es auf die konkreten Um-
stände des Einzelfalls an. Je kleiner dabei die betreffende Örtlichkeit, des-
to weniger Vorfälle sind ausreichend. Straftaten wiegen schwerer als Ord-
nungswidrigkeiten. Relevant sind auch die Lage sowie die gesellschaftli-
che Bedeutung der Örtlichkeit. Handelt es sich um einen zentralen Platz 
mit einer erheblichen Bedeutung für die örtliche Gemeinschaft kann die 
Annahme einer abstrakten Gefahr einfacher gerechtfertigt werden als z.B. 
bei einer von vielen innerstädtischen Grünanlagen. Weiterhin muss sich 
ein Brennpunkt im Hinblick auf die Quantität und Qualität der verübten De-
likte deutlich von der direkten Umgebung abheben. Diese deutliche Mehr-
belastung kann als gegeben angesehen werden, wenn an der betreffen-
den Örtlichkeit in Relation zur Vergleichsfläche vier bis fünf Mal so viele 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten registriert werden. Geeignete Ver-
gleichsfläche ist dabei ein ähnlich stark frequentiertes und beschaffenes 
Gebiet der gleichen Gemeinde, in der Regel der gesamte Innenstadtbe-
reich. 
 
Unter dem Aspekt des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes müssen sich an 
der Örtlichkeit im Geltungszeitraum des Alkoholverbots regelmäßig größe-
re Personengruppen aufhalten. Das allgemeine Verbot ist nur dann erfor-
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derlich, wenn das verfügbare Personal der Polizei die Gefahrenlage nicht 
mit herkömmlichen Instrumentarien gegen einzelne Personen – insbeson-
dere mit Platzverweisen und Aufenthaltsverboten – in den Griff bekommen 
kann. Eine unüberschaubare Größe der anwesenden Personengruppen 
verhindert erfahrungsgemäß die Wirksamkeit von Einzelmaßnahmen. Dies 
ist bei mindestens 100 Personen anzunehmen. Bestehen die regelmäßig 
anwesenden Personengruppen aus 50-100 Personen, so ist entschei-
dend, wie übersichtlich die Örtlichkeit in ihrer Lage und Beschaffenheit ist 
und ob es sich um einen häufig wechselnden Personenkreis handelt. Ein 
Gebot des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ist auch die Berücksichtigung 
eines zeitlichen Aspekts. Das Alkoholverbot darf nur in den Zeiträumen 
gelten, in denen es auch tatsächlich zu den erfassten Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten kommt. Dies dürften vor allem bei Brennpunkten der 
Party- und Eventszene die Abende und Nächte an Wochenenden und vor 
Feiertagen sein.  
 
Legt man diese Kriterien als Maßstab für die Rechtfertigung weiterer Ge-
fahrenerforschungseingriffe in Form eines befristeten Alkoholkonsumver-
bots an, so kann ein Missbrauch dieses Instruments ausgeschlossen wer-
den. Das Verbot wird sich auch auf den erforderlichen zeitlichen und 
räumlichen Umfang beschränken, weil sich die abstrakte Gefahr nicht für 
das gesamte Gemeindegebiet oder den ganzen Innenstadtbereich und 
nicht rund um die Uhr darlegen lassen wird.99 Bei einer Erhebung entspre-
chender Daten der Polizeidienststellen konnten landesweit anhand dieser 
Kriterien zwölf Kriminalitäts- und ordnungsrechtliche Brennpunkte ermittelt 
werden. Auch bei einer Modifizierung der Kriterien dürfte sich lediglich ei-
ne Zahl im unteren zweistelligen Bereich ergeben.100 Dies zeigt, dass Al-
koholverbote nur an tatsächlichen Brennpunkten und nicht inflationär zum 
Einsatz kommen sollen. Als weiteres Kriterium der Verhältnismäßigkeit ist 
zu beachten, dass es vor dem Erlass eines Alkoholverbots geboten ist, 
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andere weniger einschneidende Maßnahmen zu erproben oder sie bei 
einer offensichtlichen Ungeeignetheit zumindest mit einer nachvollziehba-
ren Begründung auszuscheiden. Mildere Maßnahmen können insbeson-
dere der Ausbau von Präventionsprojekten und der Sozialarbeit, verstärk-
te Polizeikontrollen an den öffentlichen Plätzen, Aufenthaltsverbote gegen 
einzelne besonders auffällige Störer sowie auch freiwillige Vereinbarungen 
mit Wirten und Händlern über die Reduzierung des Alkoholausschanks 
und -verkaufs im Umfeld der Problemlage sein.101  
 
Für die Sammlung und Auswertung aussagekräftiger polizeilicher Daten 
und Erfahrungswerte empfiehlt sich daher unter Beachtung der Recht-
sprechung des VGH Mannheim folgende Vorgehensweise:102 Zunächst 
hat die Gemeinde als Ortspolizeibehörde in Zusammenarbeit mit dem Po-
lizeivollzugsdienst aufgrund der bisherigen Erfahrungen Örtlichkeiten zu 
definieren, die nach den obigen Kriterien potenziell als Problemlagen in 
Betracht kommen und bei denen der Erlass eines Alkoholverbots notwen-
dig und zweckmäßig sein könnte. In der Regel dürften dies in einer Ge-
meinde nicht mehr als zwei bis drei öffentliche Plätze sein. Für diese Ört-
lichkeiten sind nun innerhalb eines bestimmten Referenzzeitraums die Art 
und Häufigkeit der Straftaten und Ordnungswidrigkeiten zu erheben. Wich-
tig sind dabei auch Informationen darüber, zu welcher Uhrzeit der Vorfall 
geschah, ob der Täter bzw. Betroffene unter Alkoholeinfluss stand und wo 
dieser Alkohol konsumiert wurde. Ebenso sollte die Zahl der regelmäßig 
anwesenden Personen an der Örtlichkeit erfasst werden. Mit diesen Erhe-
bungen sind Rückschlüsse auf Alkoholisierungsgrade bei den einzelnen 
Vorfällen, Übersichtlichkeit der Örtlichkeit und Schwerpunktzeiten möglich. 
Als Referenzzeitraum sollte idealerweise ein Kalenderjahr dienen, um wit-
terungsbedingte Verzerrungen zu reduzieren. Die mit der Datenerhebung 
verbundenen Eingriffe in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Betrof-
fenen sind als Gefahrenerforschungsmaßnahmen zur Ausräumung von 
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 Vgl. OVG Niedersachsen, NordÖR 2013, 113 (116) mit einer entsprechenden Abwä-
gung der Erforderlichkeit unter Einbeziehung dieser milderen Mittel.  
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 Vgl. Köppert, S. 171 ff., der ebenso ein solches Vorgehen empfiehlt. 
41 
 
Unsicherheiten tatsächlicher Art gerechtfertigt.103 Können die erhobenen 
Zahlen nun den Kriterien für einen Kriminalitäts- oder ordnungsrechtlichen 
Brennpunkt im Hinblick auf die absolute und relative Belastung sowie auf 
die anwesenden Personengruppen genügen, so bestehen für diese Ört-
lichkeit objektive Tatsachen für die Annahme einer abstrakten Gefahr, 
welche zu eingriffsintensiveren Gefahrenerforschungsmaßnahmen er-
mächtigt. Gestützt werden kann die Annahme einer abstrakten Gefahr au-
ßerdem vor allem durch den Beleg, dass die ermittelten Täter und Betrof-
fenen bei der Tatbegehung tatsächlich häufig unter Alkoholeinfluss stan-
den und dieser vor allem im öffentlichen Raum konsumiert wurde.  
 
Auf Grundlage dieser ersten Erfahrungswerte kann die Gemeinde nun ein 
zeitlich begrenztes Alkoholverbot für die betreffende Örtlichkeit erlassen. 
Das Alkoholverbot dient neben der Bekämpfung der Straftaten- und 
Ordnungswidrigkeitenbelastung auch der Ermittlung weiterer tatsächlicher 
Grundlagen für eine verlässliche Gefahrenprognose, auf die sich der Er-
lass eines endgültigen Verbots stützt.104 Nach dem Inkrafttreten des be-
fristeten Alkoholverbots ist es daher geboten, die weitere Entwicklung der 
Sicherheitsstörungen zu beobachten – zum einen wird damit bereits die 
Wirksamkeit der Norm überprüft, zum anderen wird eine Revidierung der 
Vorschrift ermöglicht, wenn die Voraussetzungen einer abstrakten Gefahr 
doch nicht vorliegen.105 Während der Geltungsdauer sind also wiederum 
die gleichen Daten wie zuvor zu ermitteln; dabei ist auf einen korrespon-
dierenden Zeitraum zu achten. Nach Ablauf des Vergleichszeitraums sind 
die Ergebnisse beider Erhebungen miteinander zu vergleichen. Zeigen 
sich dabei bedeutende Rückgänge der Gewaltkriminalität, sonstigen Straf-
taten, Ordnungswidrigkeiten und Lärmbeschwerden sowie keine erhebli-
chen Verdrängungseffekte, so bestätigt dies zum einen die ursprüngliche 
Annahme einer abstrakten Gefahr und zeigt zum anderen die Geeignet-
heit des Alkoholverbots.  
                                            
103
 Vgl. Kugelmann, S. 103 ff.; Zeitler/Trurnit, S. 48 f. 
104
 So auch Köppert, S. 173 ff. 
105
 Vgl. Faßbender, S. 563 ff. 
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4.3.3.6 Anwendung der Kriterien am Beispiel der Stadt Ludwigsburg 
Im Stadtgebiet Ludwigsburg kommen als potenzielle Problemlagen für den 
Erlass eines Alkoholverbots zum einen der Bereich des Bahnhofs und 
Zentralen Omnibusbahnhofs (ZOB) sowie zum anderen der Akademiehof 
in Betracht. Während der Bahnhof/ZOB vorwiegend von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten der Obdachlosen- und Alkoholikerszene geprägt ist, 
kommt es auf dem Akademiehof regelmäßig zu Sicherheitsstörungen 
durch Jugendliche, die den Platz an den Wochenenden zum Feiern nut-
zen.  
 
Der stark frequentierte Bereich des Bahnhofs und Omnibusbahnhofs ist 
als Treffpunkt der Obdachlosen- und Alkoholikerszene ein häufiges Kon-
fliktfeld mit einer starken Häufung von Straftaten und Ordnungswidrigkei-
ten. Im Jahr 2013 stellte die Polizei auf dem Bahnhofsgelände und der 
direkten Umgebung 445 Straftaten fest. Im gesamten Stadtgebiet waren 
es 6.200 Delikte und im Innenstadtbereich 2.005 Taten.106 Damit gescha-
hen mehr als ein Fünftel aller in der Innenstadt registrierten Straftaten am 
Bahnhof. Häufigste Straftatenarten dort waren jedoch nicht alkoholtypi-
sche Gewalt- und Sachbeschädigungsdelikte, sondern vielmehr 171 ein-
fache Diebstähle in den dortigen Einkaufsmärkten. Die hier relevanten ty-
pischerweise alkoholbedingten Straftaten beliefen sich mit 15 schweren 
Körperverletzungen, 45 vorsätzlichen leichten Körperverletzungen, drei 
sonstigen Gewalttaten, 63 Sachbeschädigungen und sieben Widerstände 
gegen Vollstreckungsbeamte auf insgesamt 133 Delikte.107 Weiterhin wur-
den am Bahnhofsbereich fünf alkoholtypische Ordnungswidrigkeiten fest-
gestellt, wobei die Beobachtungen des Polizeivollzugsdienstes wegen feh-
lender statistischer Auswertungsmöglichkeiten nicht enthalten sind. Im 
Ergebnis kam es 2013 im Bahnhofsbereich zu 138 Vorkommnissen, die 
typischerweise mit dem dort stattfindenden Alkoholkonsum in Verbindung 
gebracht werden können. Die Schwelle einer hohen absoluten Belastung 
                                            
106
 Vgl. die PKS des Polizeireviers Ludwigsburg für 2013 (Anlage 15). 
107
 Vgl. zu diesen statistischen Werten die Übersicht in Anlage 16. 
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ist damit überschritten, insbesondere weil allein die Zahl der Straftaten auf 
sehr hohem Niveau liegt.  
 
 
Daten aus: Anlage 16. 
 
Auch eine sehr hohe relative Belastung ist für den Bahnhofsbereich gege-
ben. Die 138 erfassten Delikte fanden auf einer Fläche von 3,12 Hektar 
statt, womit sich eine Belastung von 44,23 Delikten pro Hektar ergibt. Im 
gesamten Innenstadtbereich als Referenzfläche wurden auf 181,9 Hektar 
insgesamt 465 relevante Taten und damit 2,56 Delikte pro Hektar verübt. 
Für den Bahnhof ergibt sich damit eine 17,3-fache Belastung in Relation 
zur Innenstadtfläche.108 Zum Vergleich: Für das Bermudadreieck in Frei-
burg im Breisgau wurde im Verhältnis zur Altstadt eine 6,5-fache Belas-
tung und im Verhältnis zur Gesamtstadt sogar eine 286-fache Belastung 
ermittelt.109 Die errechneten Belastungsfaktoren für Ludwigsburg bedürfen 
aber einer gewissen Relativierung. Als Referenzfläche ist grundsätzlich 
ein Stadtbereich heranzuziehen, der hinsichtlich der Beschaffenheit und 
Frequentierung mit dem potenziellen Brennpunkt annähernd vergleichbar 
ist. Der in der Polizeilichen Kriminalitätsstatistik als Innenstadt ausgewie-
sene Bereich umfasst jedoch nicht nur die Kernstadt mit ihren zahlreichen 
öffentlichen Plätzen und zentralen Einrichtungen, sondern auch weniger 
                                            
108
 Vgl. zu diesen statistischen Werten die Übersicht in Anlage 16. 
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belebte Wohngebiete bis hin zum südlichen Stadtrand. Eine engere Ein-
grenzung der Referenzfläche auf das besser vergleichbare Stadtzentrum 
ist mangels ortsscharfer polizeilicher Erhebungen nicht möglich. Doch 
auch bei Berücksichtigung dieses Umstandes liegt die relative Belastung 
des Bahnhofbereichs sicherlich deutlich über der geforderten vier- bis fünf-
fachen Mehrbelastung.  
 
Weiterhin ist für einen polizeilichen Brennpunkt aus Verhältnismäßigkeits-
gründen gefordert, dass sich dort regelmäßig eine nicht überschaubare 
Menschenmenge aufhält. Für den Bahnhofsbereich lässt sich dies aber 
nicht erkennen. Kontinuierlich sind tagsüber und in den Abendstunden 
etwa 50 Angehörige der Obdachlosen- und Alkoholikerszene, von der die 
potenzielle Gefährdungslage typischerweise ausgeht, anzutreffen. Es 
handelt sich dabei hauptsächlich um einen gleichbleibenden Personen-
kreis mit einem ebenso gleichbleibenden Ort des Verweilens. Der Polizei-
behörde und dem Polizeivollzugsdienst sind die regelmäßig anwesenden 
Personen überwiegend einschlägig bekannt. Schwierigkeiten bei der Iden-
tifizierung einzelner Störer oder bei der Kontrolle verfügter Einzelmaß-
nahmen ergeben sich im Regelfall nicht. Ebenso ist die Gefahr einer eska-
lationsfördernden Solidarisierung bei polizeilichen Maßnahmen gegen ein-
zelne Störer gering. Auch wenn die Örtlichkeit selbst sehr groß, stark fre-
quentiert und unübersichtlich ist, sind Platzverweise und Aufenthaltsverbo-
te mit der erforderlichen Wirksamkeit möglich. Die Stadt Ludwigsburg 
praktiziert daher seit einiger Zeit als Reaktion auf Gewaltdelikte die kon-
sequente Verfügung von Aufenthaltsverboten. Damit werden zumindest 
bereits auffällige Gewalttäter vom stark frequentierten Bahnhofsbereich 
ferngehalten.110  
 
Für den Akademiehof werden im Gegensatz zum Bahnhofsbereich die 
Straftaten nicht gesondert flächenbezogen ausgewertet. Die Polizei er-
fasst die auf dem Akademiehof vorgefallenen Delikte lediglich allgemein in 
                                            
110
 Vgl. dazu die Angaben in Anlage 16. 
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der Statistik für das gesamte Innenstadtgebiet.111 Im Jahr 2013 wurde je-
doch eine Sondererhebung durchgeführt, in denen der Großteil der Vor-
kommnisse auf dem Akademiehof dokumentiert wurde. Mangels orts-
schärferer Zahlen wird diese Sondererhebung für die Beurteilung der 
Brennpunktqualität herangezogen, wenngleich für die Begründung eines 
Alkoholkonsumverbots zu Gefahrenerforschungszwecken im Regelfall die 
verlässlicheren Zahlen einer umfangreichen Tatzeitanalyse zugrunde ge-
legt werden sollten. Der Akademiehof ist ein öffentlicher Platz im Innen-
stadtbereich, der aufgrund seiner reizvollen Gestaltung und vieler Sitzge-
legenheiten vor allem an den Wochenendabenden viele Jugendliche zum 
Verweilen und gemeinsamen Alkoholkonsum einlädt. Nicht selten kommt 
es mit zunehmender Alkoholisierung zu Gewaltdelikten und Vandalismus. 
Aus diesem Grunde ist der Akademiehof bereits Gegenstand verschiede-
ner ordnungsrechtlicher Maßnahmen und kriminalpräventiver Projekte. So 
konnte in den letzten Monaten bereits eine Verbesserung der Situation 
erreicht werden. Im Jahr 2013 wurden im Bereich des Akademiehofs ins-
gesamt zwölf typisch alkoholbedingte Straftaten erfasst, die sich aus acht 
Körperverletzungen, zwei Sachbeschädigungen und zwei Widerstände 
gegen Vollstreckungsbeamte zusammensetzen.112 Darüber hinaus wur-
den in 14 Fällen Ruhestörer und Randalierer sowie elf Mal weggeworfener 
Müll und 16 Mal stark betrunkene Personen oder andere einfache Belästi-
gungen festgestellt.113 Außerdem wurden 2013 insgesamt 82 Ordnungs-
widrigkeiten erfasst, von denen zumindest 38 Notdurftverrichtungen als 
alkoholtypische Ausfallerscheinungen angesehen werden können.114 Bei 
alleiniger Betrachtung der alkoholtypischen Delikte ergeben sich zwölf 
Straftaten und 63 Ordnungswidrigkeiten, also insgesamt 75 relevante Vor-
kommnisse.  
 
                                            
111
 Vgl. die Angaben des Polizeipräsidiums Ludwigsburg in Anlage 14, S. 1. 
112
 Vgl. zu diesen und den folgenden statistischen Werten die Übersicht in Anlage 16. 
113
 Vgl. die Auswertung der Vorkommnisse auf dem Akademiehof in Anlage 14, S. 2 ff.  
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Daten aus: Anlage 16. 
 
Diese absolute Belastung des Akademiehofs liegt deutlich unter der dar-
gelegten Schwelle für die Annahme einer polizeilichen Problemlage – ins-
besondere auch deshalb, weil die Zahl der schwerer zu gewichtenden 
Straftaten für einen potenziellen Brennpunkt vergleichsweise niedrig ist. 
Daran vermag auch der Umstand nichts zu ändern, dass der Akademiehof 
flächenmäßig klein ist und die Zahl der Delikte naturgemäß entsprechend 
geringer ausfällt. Lediglich zwölf Straftaten innerhalb eines Jahres können 
die Annahme eines polizeilichen Schwerpunktes nicht rechtfertigen. Darü-
ber hinaus sprechen auch keine weiteren Umstände für die Bejahung ei-
ner hohen absoluten Belastung. Es handelt sich nicht um einen öffentli-
chen Platz von herausragender Bedeutung für die örtliche Gemeinschaft 
und es sind keine besonderen jugendschutzrechtlichen Belange tangiert.  
 
Ein polizeilicher Brennpunkt liegt also auch hier nicht vor, wenngleich die 
relative 33,7-fache Mehrbelastung sehr hoch ist, was jedoch vor allem auf 
die hohe Zahl der geringer zu gewichtenden Ordnungswidrigkeiten zu-
rückzuführen ist. Auch eine Unüberschaubarkeit der regelmäßig anwe-
senden Personengruppen kann nicht ohne weiteres als gegeben angese-
hen werden. Zwar wurden bei den Sondererhebungen der Polizei vor al-
lem an den Wochenendtagen abends bis zu 200 Menschen auf dem Platz 
angetroffen, jedoch sind dies Spitzen einer stark schwankenden Benut-


















den gewöhnlichen Schwerpunktzeiten. Bei starken Schwankungen ist auf 
Durchschnittswerte zurückzugreifen. Nicht ausreichend ist stets, wenn ei-
ne Örtlichkeit lediglich an wenigen Tagen im Jahr größere Besuchermen-
gen anzieht. Im Jahr 2013 stellte die Polizei bei insgesamt 115 Überwa-
chungsmaßnahmen an 14 Tagen Personengruppen mit einer Stärke von 
über 100 Personen fest, wobei die Kontrollen vornehmlich an den stärker 
frequentierten Wochenendabenden stattfanden. Die durchschnittliche 
Gruppengröße lag an Freitagen und Samstagen bei 39 Menschen. Der 
Akademiehof ist zwar ein zu Spitzenzeiten sehr stark frequentierter Platz, 
die Polizei steht aber in der Regel nicht einer unüberschaubaren Men-
schenmenge gegenüber. Der bei den Kontrollen beobachtete Normalfall 
sind vielmehr Gruppen in der Größenordnung zwischen 20 und 50 Perso-
nen, die den an sich übersichtlich gestalteten Platz zumeist ohne größere 
polizeilich relevante Vorkommnisse nutzen. Auch diese Erwägung steht 
der Annahme eines polizeilichen Brennpunktes entgegen.115 
 
 
Daten aus: Anlage 16. 
 
Im Ergebnis erfüllen beide Örtlichkeiten die Voraussetzungen einer poli-
zeilichen Problemlage nicht. Der Bahnhof ist zwar sowohl nach absoluten 
Zahlen als auch bei relativer Betrachtung stark mit alkoholtypischen Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten belastet. Aufgrund des übersichtlichen 
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Abbildung 7: Zahl der alkoholtypischen 














Personenkreises im Bereich des Bahnhofs sind polizeiliche Einzelmaß-
nahmen jedoch ausreichend wirksam und bevorzugt anzuwenden. Dies 
gilt auch für den Akademiehof, bei dem es bereits an einer hohen absolu-




Im Polizeirecht gilt gemeinhin das Opportunitätsprinzip. Den Polizeibehör-
den und dem Polizeivollzugsdienst stehen ein umfangreiches Entschlie-
ßungs- und Auswahlermessen zu. Über die Frage, ob der Erlass einer Po-
lizeiverordnung aufgrund des Bestehens einer abstrakten Gefahr erforder-
lich und geboten ist, muss ermessensfehlerfrei entschieden werden. Er-
messensfehler lägen vor allem dann vor, wenn sachfremde Erwägungen 
eingeflossen sind, die dem Zweck der Ermächtigung zuwiderlaufen. Unzu-
lässig sind generell Polizeiverordnungen, die allein den Zweck verfolgen, 
den Polizeibehörden die Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben zu 
erleichtern.116 So wäre es ermessensfehlerhaft, wenn als zentrale Erwä-
gung herangezogen wird, dass das Alkoholverbot die Kontrollmöglichkei-
ten des Vollzugsdienstes und die Abwehr potenzieller alkoholbedingter 
Ordnungsverstöße verbessert, weil für polizeiliche Maßnahmen nur noch 
der Konsum von Alkohol im öffentlichen Raum nachgewiesen werden 
muss. Insgesamt ist zu beachten, dass das polizeiliche Einschreiten kei-





Nach der Vorschrift des § 11 PolG dürfen die Polizeiverordnungen nicht 
mit Gesetzen oder Rechtsverordnungen übergeordneter Behörden im Wi-
                                            
116
 Vgl. Schenke, S. 346 f.  
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derspruch stehen. Besondere Bedeutung haben an dieser Stelle die 
Grundrechte der Betroffenen.  
 
 
4.4.1.1 Allgemeine Handlungsfreiheit 
Die Polizeiverordnung mit Alkoholverbotsregelung stellt einen Eingriff in 
den Schutzbereich des Rechts auf freie Entfaltung der Persönlichkeit dar. 
Art. 2 Abs. 1 GG gewährleistet nach der gemeinhin anerkannten Rechts-
auffassung eine „allgemeine Handlungsfreiheit“ und umfasst damit auch 
den Schutz einfacher Verhaltensweisen, wie z.B. den Verzehr alkoholi-
scher Getränke auf öffentlichen Plätzen.117 Auf die Nutzung des öffentli-
chen Raums besteht ein grundrechtlicher Anspruch, dessen Grenzen im 
Hinblick auf die sozialen und gesellschaftlichen Veränderungen einem 
Wandel unterworfen sind. Das Grundrecht ist jedoch nur dann verletzt, 
wenn der staatliche Eingriff in den eröffneten sachlichen und persönlichen 
Schutzbereich verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt werden kann. Die 
Schranke der allgemeinen Handlungsfreiheit besteht in der verfassungs-
mäßigen Ordnung, unter die auch kommunale Satzungen und Verordnun-
gen zu fassen sind. Die Alkoholverbotsregelung kann das Grundrecht aber 
nur dann rechtmäßig beschränken, wenn es entsprechend der nachfol-




Gegen das Verbot auf öffentlichen Plätzen wird regelmäßig eingewendet, 
es sei nicht ersichtlich, warum der Alkoholkonsum in Freiausschankanla-
gen und öffentlichen Gaststätten nicht gleichsam eine Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung darstellt und scheinbar als schützens-
werter angesehen wird. Insofern sei der Gleichbehandlungsgrundsatz aus 
                                            
117
 Vgl. BVerfGE 6, 32. 
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Art. 3 Abs. 1 GG verletzt. So sind u.a. Hecker118 und Ruder119 der Auffas-
sung, eine solche Differenzierung sei widersprüchlich und sachlich nicht 
zu rechtfertigen. Es sei nicht nachvollziehbar, warum nur der Alkoholkon-
sum außerhalb von Gaststätten exklusiv polizeirechtlich relevant sein soll-
te. Studien und die Kriminalitätsstatistik ließen keine dahingehenden Aus-
sagen zu.  
 
Gegen den Vorwurf der Ungleichbehandlung ist einzuwerfen, dass der 
Konsum alkoholischer Getränke innerhalb und außerhalb von Freiaus-
schankflächen in seinen Ausprägungen und Auswirkungen keineswegs 
vollständig gleichzusetzen ist.120 Das Gleichheitsgrundrecht verpflichtet 
die staatliche Gewalt dazu, gleiche Sachverhalte rechtlich gleich zu be-
handeln und wesentlich Ungleiches seiner Eigenart entsprechend rechtlich 
ungleich zu behandeln.121 Das Grundgesetz verbietet eine Ungleichbe-
handlung somit gerade nicht, wenn sie durch einen sachlichen Grund ge-
rechtfertigt ist. Zwar kommt es auch in Biergärten und Gaststätten mit 
Freiausschankflächen immer wieder zu übermäßigem Alkoholkonsum mit 
anschließenden Gewaltdelikten und Ordnungsstörungen, jedoch ist der 
Ausschank in gastronomischen Betrieben einer weitergehenden rechtli-
chen Reglementierung unterworfen. So verbieten z.B. § 20 Ziff. 2 GastG 
die Verabreichung alkoholischer Getränke an erkennbar Betrunkene oder 
die Vorschriften des Jugendschutzrechts die Abgabe alkoholischer Ge-
tränke an Jugendliche. Weiterhin trägt in Gaststätten der Wirt die Sorge 
dafür, dass Gewaltdelikte und Ordnungsstörungen, wie z.B. Lärmbelästi-
gungen, unterbleiben. Durch den Wirt und das Gaststättenpersonal erfolgt 
also eine gewisse Kontrolle des Alkoholausschanks. Diese wird auch da-
durch sichergestellt, dass dem Wirt bei fehlender Zuverlässigkeit – insbe-
sondere, wenn anzunehmen ist, dass dem Alkoholmissbrauch Vorschub 
geleistet wird – die Gaststättenerlaubnis gemäß § 15 Abs. 2 GastG wider-
                                            
118
 Vgl. Hecker, S. 1017. 
119
 Vgl. Ruder, S. 48. 
120
 So auch Faßbender, S. 567. 
121
 So auch die ständige Rechtsprechung des BVerfG; vgl. u.a. BVerfGE 3, 58, 135. 
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rufen oder nach § 4 Abs. 1 GastG von Anfang an versagt werden kann.122 
Unstrittig ist, dass diese Verbotsregelungen in der Praxis vielfach nicht 
eingehalten werden. Dies ist jedoch nicht ein Problem, das mit Polizeiver-
ordnungen behoben werden kann, sondern eine Folge mangelnder 
Durchsetzung gaststättenrechtlicher Vorgaben. Darüber hinaus ist auch zu 
berücksichtigen, dass für alkoholbedingte Ordnungsstörungen aus gastro-
nomischen Betrieben ebenso polizeirechtliche Verbote in Bezug auf den 
Ausschank alkoholischer Getränke erlassen werden können, soweit dies 
im Einzelfall geboten ist.123 Eine ungleiche Behandlung des Alkoholver-
zehrs auf öffentlichen Flächen ist wegen der dort fehlenden Kontrollme-
chanismen und gaststättenrechtlichen Eingriffsmöglichkeiten vertretbar 
und geboten.124 Im öffentlichen Raum bleiben solche Kontrollwirkungen 
vor allem dann aus, wenn der Alkoholkonsum in der Abend- und Nachtzeit 
im Schutz der Dunkelheit und in der Anonymität größerer Personengrup-
pen stattfindet.125 Ein Unterschied im Alkoholkonsum innerhalb und au-
ßerhalb gastronomischer Betriebe besteht auch hinsichtlich der Preise für 
alkoholische Getränke. Mit diesen lässt sich der Konsum von Waren in 
erheblichem Maße steuern. Ein Übermaß an Alkohol zu verzehren, ist in-
nerhalb konzessionierter Ausschankflächen wesentlich kostenintensiver 
und daher weniger attraktiv. Diesen Effekt macht sich auch der Gesetzge-
ber zunutze, in dem er beispielsweise einen erhöhten Steuersatz auf so-
genannte Alkopops erhebt.126 
 
 
                                            
122
 Vgl. Winkelmüller/Misera, S. 263. 
123
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, NJW 2005, 238 ff., das eine Alkoholausschankbe-
schränkung für einen einzelnen Betrieb in der Nähe der Stuttgarter Mercedes-Benz-
Arena für rechtmäßig erachtete, weil es in dessen Umfeld immer wieder zu Straftaten und 
anderen Störungen kam; vgl. auch VG Düsseldorf, NVwZ 2010, S. 71 f. in einem ähnli-
chen Fall. 
124
 Vgl. Faßbender, 568. 
125
 Vgl. Winkelmüller/Misera, S. 263. 
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Der aus dem Rechtsstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 3 GG hergeleitete 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist der wesentliche ermessensleitende 
und -begrenzende Prüfungsmaßstab für alle polizeilichen Maßnahmen.127 
Das Grundrecht der Normadressaten aus Art. 2 Abs. 1 GG ist in rechts-
widriger Weise eingeschränkt, wenn die Verordnungsregelung nicht ver-
hältnismäßig ist und damit gegen das Übermaßverbot verstößt. Verhält-
nismäßig ist die Verordnungsregelung, wenn sie der Verfolgung eines legi-
timen Ziels dient sowie geeignet, erforderlich und angemessen ist. 
 
 
4.4.2.1 Legitimes Ziel 
Wie geschildert geht der Alkoholgenuss in der Öffentlichkeit häufig mit 
Gewaltdelikten, Sachbeschädigungen sowie Vermüllungen und Ver-
schmutzungen einher. Legitime Ziele des Alkoholverbots sind somit die 
Gewährleistung der körperlichen Unversehrtheit und Gesundheit, der 
Schutz des Eigentums der Anwohner und die Erhaltung der Sauberkeit in 




Das Alkoholverbot muss nach der Lebenserfahrung und den polizeifachli-
chen Kenntnissen grundsätzlich tauglich sein, den angestrebten Zweck zu 
erfüllen. Das Alkoholverbot ist nicht rechtlich oder tatsächlich unmöglich 
und aufgrund der zu erwartenden Auswirkungen auf das Konsumverhalten 
der Normadressaten auch nicht generell ungeeignet. Zwar können sich 
durch das auf bestimmte Örtlichkeiten beschränkte Alkoholverbot Ver-
drängungseffekte in angrenzende öffentliche Anlagen und Einrichtungen 
ergeben, jedoch stellt dies nicht die grundsätzliche Eignung eines Verbots 
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 Vgl. Schenke, S. 210 f.; Ruder/Schmitt, S. 105. 
53 
 
in Frage, weil der Verzehr alkoholischer Getränke auch in Privatwohnun-
gen, auf private Grundstücke und in öffentliche Gaststätten gedrängt wird 
und dadurch der Konsum im öffentlichen Raum abnimmt. Dies ist zumin-
dest insoweit ordnungsrechtlich zu begrüßen, als dass sich die Bedro-
hungs- und Belästigungsszenarien im öffentlichen Raum reduzieren. Auch 
die Verlagerung aus der Innenstadt in außenliegende Grünanlagen oder 
Straßenflächen der Stadt und damit in geeignetere Stadtbereiche ist inso-
fern positiv zu bewerten, als dass in den abseits liegenden Anlagen weni-
ger Besucherverkehr herrscht und die Lärmbelästigung mangels direkter 
Anwohner reduziert wird.128 Im Ergebnis folgt daraus eine Verringerung 
des Konfliktpotenzials und eine Verbannung potenzieller gefährlicher Ver-
haltensweisen aus den vielfrequentierten öffentlichen Anlagen der Stadt. 
Dies zeigt sich auch in den Erfahrungen des Polizeireviers Bad Säckingen 
zum Rückgang der Straftaten und polizeilichen Gefahren innerhalb des 
Geltungsbereichs von alkoholverbietenden Benutzungsordnungen. Am 
dortigen Bahnhof und in einer Grünanlage konnte ein Rückgang der Straf-
taten um 54,5 % bzw. 33,3 % sowie eine Reduzierung der sonstigen Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung (ohne Ordnungswidrig-
keiten) von jeweils 100 % verzeichnet werden.129 Gerade bei der Event- 
und Partyszene ist ein Verdrängungseffekt als unwahrscheinlich anzuse-
hen. Problemlagen ergeben sich in der Regel lediglich an besonders at-
traktiven öffentlichen Plätzen, die sich durch naheliegende Alkoholver-
kaufsstellen, Sitzgelegenheiten, Überdachungen, eine zentrale Lage und 
eine gute Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr auszeichnen.130 Ein 
Ausweichen auf andere Örtlichkeiten ist daher meist nicht zu erwarten. 
Entsprechende Erfahrungen machte auch die Stadt Göttingen mit ihrem 
Alkoholverbot. Zwar sei ein Teil der Party-Szene auf andere Plätze in der 
Innenstadt ausgewichen. „Es gab aber keinen Verdrängungseffekt, der zu 
erheblichen Problemen andernorts geführt hätte“, so der Göttinger Poli-
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 So auch OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 (116). 
129
 Vgl. Hermanutz/Schilling, S. 47 (Anlage 5). 
130
 Vgl. Hermanutz/Schilling, S. 37 (Anlage 5). 
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zeidirektor Gerd Hujahn.131 Die positiven Effekte des Alkoholverbots und 
ausbleibende negative Verdrängungseffekte zeigen auch die Erfahrungen 
der Stadt Freiburg. Die Zahl der Gewaltstraftaten im Geltungsbereich sei 
ebenso zurückgegangen wie das seither vorherrschende Aggressionspo-
tenzial. Das Alkoholverbot habe sich damit als taugliches Instrument er-
wiesen.132 
 
Oftmals wird auch der Einwand hervorgebracht, die Reglementierung des 
Alkoholkonsums im öffentlichen Raum sei keine wirksame Maßnahme, 
weil in vielen Fällen bereits im häuslichen Umfeld „vorgeglüht“ werde, be-
vor es schließlich zu den alkoholbedingten Folgeerscheinungen in der Öf-
fentlichkeit komme. Doch auch dies stellt – ebenso wie die Ausklamme-
rung der Gaststätten und Freiausschankflächen aus der Verbotsregelung 
– die Geeignetheit nicht infrage. Zweifelsohne ist es insbesondere unter 
Jugendlichen verbreitet, bereits zuhause vor dem Ausgehen Alkohol zu 
verzehren. Doch gerade der anschließende Konsum weiterer Alkoholika 
im öffentlichen Raum kann letztlich zur folgenreichen Überschreitung der 
Hemmschwelle führen. Außerdem findet vor allem bei Jugendlichen im 
häuslichen Bereich eine soziale Kontrolle von Seiten der Eltern statt.133 Im 
Übrigen steht der Gemeinde auch ein gewisser Beurteilungs- und Ein-
schätzungsspielraum bei der Entscheidung zu, welches polizeiliche Mittel 
sie den örtlichen Gegebenheiten entsprechend für geeignet hält. Nur eine 
nach vernünftiger Betrachtung offensichtlich untaugliche Maßnahme ver-
mag den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu verletzen; das Alkoholverbot 
für den öffentlichen Raum jedoch nicht.134 Dass das alkoholbedingte Fol-
geverhalten bereits Gegenstand bestehender Straf- und Ordnungsvor-
schriften ist, kann die Eignung ebenso nicht in Frage stellen. Sinn und 
Zweck der Verbotsregelung ist es schließlich, im Rahmen der Gefahren-
                                            
131
 Vgl. die Statistiken der Stadt Göttingen (Anlage 11), zitiert nach: HAZ vom 04.01.2014. 
132
 Vgl. die Beschlussvorlage der Stadt Freiburg, Drucksache G-08/148, S. 7 (Anlage 7); 
und Schuster/Steuck, 2008, S. 24 (Anlage 9). 
133
 Vgl. Winkelmüller/Misera, S. 263. 
134
 Vgl. Faßbender, S. 567; Kaufmann, S. 266. 
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Der ohnehin anzuwendende Erforderlichkeitsgrundsatz hat zur Verdeutli-
chung seiner polizeirechtlichen Relevanz in §§ 3, 5 Abs. 1 PolG eine aus-
drückliche Erwähnung gefunden. Danach darf die Polizei bei mehreren zur 
Verfügung stehenden Eingriffsmitteln nur diejenigen Maßnahmen treffen, 
die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten 
beeinträchtigen. Das Alkoholverbot muss also den geringstmöglichen Ein-
griff darstellen. Bei Örtlichkeiten, an denen alkoholbedingte Ausfaller-
scheinungen lediglich vereinzelt eine Rolle spielen, sind Alkoholverbote 
nicht erforderlich. Den vereinzelt auftretenden Straftaten, Ordnungswidrig-
keiten und Bürgerbeschwerden im Zusammenhang mit öffentlichem Alko-
holkonsum kann mit weniger einschneidenden Maßnahmen, insbesondere 
mit Platzverweisen, Aufklärungsgesprächen mit der Polizeibehörde und 
dem Polizeivollzugsdienst, Einschaltung der Erziehungsberechtigten bei 
minderjährigen Betroffenen, Präsenzstreifen sowie Sozialarbeit und 
Suchtprävention entgegengewirkt werden. Diese milderen Maßnahmen 
sind vor dem Erlass eines abstrakt-generellen Alkoholverbots grundsätz-
lich zunächst auf ihre Wirksamkeit zu erproben, sofern sie nach dem Ein-
zelfall nicht offensichtlich ungeeignet sind. An den oben dargestellten 
Brennpunkten sind solche Mittel jedoch in der Regel nicht mehr ausrei-
chend.  
 
Die gegenüber abstrakt-generellen Alkoholverboten oftmals vorgezogenen 
Aufenthaltsverbote gegen bereits auffällige Straftäter sind für die Allge-
meinheit zwar weniger einschneidend, können im Regelfall jedoch nicht 
gleich geeignet sein, weil die alkoholbedingten Störer oftmals namentlich 
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 Vgl. OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 (116). 
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nicht bekannt sind oder häufig ihren bevorzugten Aufenthaltsort ändern 
und außerdem die neuralgischen Örtlichkeiten immer wieder von anderen 
Gruppierungen aufgesucht werden. Studien der Polizeidirektion Freiburg 
vom Februar 2012136 zur Gewaltdelinquenz im Zusammenhang mit dem 
dort eingeführten Alkoholverbot zeigen, dass über 40 % aller Tatverdäch-
tigen ihren Wohnsitz nicht in der Stadt Freiburg haben und nur etwa 13 % 
als Mehrfachgewalttäter auffallen, sodass präventive Einzelmaßnahmen in 
der überwiegenden Zahl der Fälle nicht zielführend sind. Die zunächst zu-
grunde gelegte Vermutung, es handle sich immer wieder um die gleichen 
Täter, habe sich im Rahmen des angedachten Platzverweis- und Stadtbe-
tretungsverbotsverfahrens nicht bestätigt. Im Ergebnis seien zwischen 
2006 und 2012 lediglich drei Aufenthaltsverbote gegen Wiederholungstä-
ter verfügt worden. In Heidelberg waren gar nur 36,7 % der Täter in der 
Stadt wohnhaft.137 Auch die enormen Gruppengrößen im Bereich der 
Brennpunkte erschweren die wirksame Durchsetzung von Einzelmaß-
nahmen. Zumindest 14 gemeldete Brennpunkte in Baden-Württemberg 
werden regelmäßig von 100 bis 1.200 Personen frequentiert.138 Zugleich 
besteht bei Ordnungsmaßnahmen gegen einzelne Störer in einer Gruppe 
stets die Gefahr gruppendynamischer Prozesse mit einer Solidarisierung 
mit dem Störer, sodass eine Eskalation regelmäßig nur mit einem massi-
ven Polizeieinsatz verhindert oder bekämpft werden kann.139 Herkömmli-
che Einzelmaßnahmen sind bei kleineren Problemlagen und bei einzelnen 
Sicherheitsverstößen sehr hilfreiche Instrumentarien; diese stoßen jedoch 
bei größeren Brennpunkten mit schwerwiegenden Gewalttaten, Lärmbe-
lästigungen, Sachbeschädigungen, Beleidigungen und Verunreinigungen 
in steter Regelmäßigkeit an ihre Grenzen.  
 
                                            
136
 Vgl. Polizeidirektion Freiburg, Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung, 2012, S. 5 ff. 
(Anlage 13), unter Bezugnahme auf die Wirksamkeitsstudie der Polizeidirektion Freiburg 
von ordnungs- und vollzugspolizeilichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Gewaltdelin-
quenz im Bereich des sogenannten Bermuda-Dreiecks in der Altstadt von Freiburg, 
Stand: Juni 2009. 
137
 Vgl. Hermanutz/Schilling, S. 94, 97 (Anlage 5). 
138
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. 9 f. (Anlage 2). 
139
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Teilbericht 3, S. 10 (Anlage 3).  
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Nach dem Kriminalitätsvorbehalt des Art. 11 Abs. 2 GG muss ein Aufent-
halts- und Betretungsverbot notwendigerweise an die konkrete Gefahr der 
Begehung einer Straftat anknüpfen. Grundlage für eine solche Gefahren-
prognose können regelmäßig nur bereits begangene alkoholtypische 
Straftaten sein. Ordnungswidrigkeiten reichen dazu ebenso wie sozial- 
und milieubezogene Aspekte nicht aus. Jedoch sind auch fortwährende 
Ordnungswidrigkeiten der Wiederholungstäter auf Dauer nicht hinnehm-
bar. Auch wird dabei oft verkannt, dass gerade Straftaten unter Alkohol-
einfluss oftmals aus der Situation heraus geschehen und nicht wegen ei-
ner grundsätzlichen Neigung zu Gewalttätigkeiten. Darüber hinaus wäre 
ein solches Verbot erst möglich, wenn der Betroffene wegen seiner Straf-
tat rechtskräftig verurteilt wurde. Ein solches Abwarten bis zum Abschluss 
des Strafverfahrens, während sich der Betroffene weiterhin an den Brenn-
punkten aufhalten darf, läuft der Notwendigkeit eines schnellen Eingrei-
fens zum Schutze der öffentlichen Sicherheit zuwider. Gleichzeitig ist ein 
Vorgehen mit Aufenthalts- und Betretungsverbot im Hinblick auf den 
Gleichbehandlungsgrundsatz verfassungsrechtlich bedenklich: Ein sol-
ches Verbot setzt – wie ausgeführt – eine Straftat unter Alkoholeinfluss 
voraus. Gleichwertige oder gar massivere Straftaten ohne Alkoholintoxika-
tion eignen sich wiederum nicht als Prognosebasis für weitere alkoholbe-
dingte Straftaten, sodass im Ergebnis zwei gleiche Straftatbestände unter-
schiedliche rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen würden.140 Darüber 
hinaus dürfte auch die Überwachung bereits ausgesprochener Aufent-
halts- und Betretungsverbote bei größeren Menschenansammlungen in 
der Praxis erhebliche Schwierigkeiten bereiten.  
 
Die Zahlen des Polizeipräsidiums Freiburg belegen zudem, dass Ansätze 
der Sozialarbeit und Suchtprävention nur bedingt erfolgversprechend sein 
können. Die Tatsache, dass viele Angehörige der problematischen Sze-
nen aus der Umgebung zum Feiern in die Stadt kommen und der über-
wiegende Teil aus jungen Erwachsenen besteht, lässt soziale Präventi-
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 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. 25 f. (Anlage 2), sowie Teilbericht 
3, S. 14 f. (Anlage 3). 
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onsprojekte an örtlichen Schulen, Jugendhäusern und in Sportvereinen 
sowie Jugendhilfemaßnahmen ins Leere laufen. Ebenfalls kann nicht aus-
geschlossen werden, dass sich Personen infolge des öffentlichen Alkohol-
konsums zu Straftaten hinreißen lassen, während sie im nicht alkoholisier-
ten Zustand ein polizeiliches Alkoholverbot anerkennen und einhalten 
würden. Repressive Einzelmaßnahmen der Polizei gegen konkrete alko-
holbedingte Sicherheitsstörungen können dies nicht verhindern. Ziel der 
Polizeiverordnung ist außerdem eine Generalisierung polizeilicher Ge- und 
Verbote, um auf das Erfordernis einer Einzelfallentscheidung verzichten 
zu können. Polizeiliche Einzelmaßnahmen sind folglich für diesen Zweck 
nicht gleich effektiv.141 
 
Auch eine Verstärkung der Polizeikontrollen an den betroffenen Örtlichkei-
ten ist kritisch zu betrachten und könnte sich möglicherweise gar als kont-
raproduktiv herausstellen. Nach Ansicht der Arbeitsgruppe „Lebenswerter 
öffentlicher Raum“ besteht erfahrungsgemäß die Gefahr, dass sich eine 
stärkere Polizeipräsenz eher eskalierend auswirkt, weil sich Störer infolge 
des enthemmenden Alkoholeinflusses und gruppendynamischer Prozesse 
bedroht und provoziert fühlen könnten.142 Zudem sind solche Polizeikon-
trollen vor dem Hintergrund des damit verbundenen Personal- und Kos-
tenaufwands fragwürdig.143 Zwar dürfen Polizeiverordnungen nicht ledig-
lich dem Zweck dienen, die Arbeit der Polizei zu erleichtern; gleichzeitig 
darf es aber der Rechtmäßigkeit eines Alkoholverbots nicht entgegenste-
hen, dass die effektive Verhinderung alkoholbedingter Sicherheitsverstöße 
mangels ausreichender Personalkapazitäten der Vollzugsbehörden bei 
realistischer Betrachtung nicht möglich ist. Reicht die tatsächlich mögliche 
Kontrolltätigkeit nicht aus, um Gewalttaten und andere Störungen mit Ein-
zelmaßnahmen zu bekämpfen, so handelt es sich dabei nicht um ein 
gleich wirksames Mittel. In der Theorie wären diese Maßnahmen zwar 
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 Vgl. Köppert, S. 200 f.; Finger, S. 97. 
142
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. 25 f. (Anlage 2), und Teilbericht 
3, S. 10 (Anlage 3); so auch OVG Bautzen, BeckRS 2008, 35027; Faßbender, S. 567. 
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 Vgl. OVG Bautzen, BeckRS 2008, 35027. 
59 
 
weniger einschneidend, in der Praxis sind sie jedoch nicht mit der notwen-
digen Wirksamkeit umzusetzen. Auch an dieser Stelle gilt: Gewöhnliche 
öffentliche Plätze mit vereinzelten Sicherheitsstörungen sind mit erhöhter 
Polizeipräsenz in den Griff zu bekommen, nicht aber die in einigen Städ-
ten bestehenden Problemlagen, die hier zur Diskussion stehen.  
 
Vielfach vorgeschlagen wird alternativ auch die durch Rechtsverordnung 
festzusetzende Verlängerung der gaststättenrechtlichen Sperrzeiten nach 
§ 11 GastVO, wenn öffentliche Bedürfnisse oder besondere örtliche Ver-
hältnisse vorliegen. Dies mag in einigen Fällen ein wirksames Mittel gegen 
übermäßigen Alkoholkonsum sein, jedoch bleibt dabei verkannt, dass der 
gewaltauslösende Alkoholkonsum oftmals nicht im Rahmen von Gaststät-
tenbesuchen, sondern mit selbst mitgebrachten Getränken auf öffentlichen 
Flächen stattfindet. Darüber hinaus bereitet auch die praktische Umset-
zung den Gemeinden große Probleme. § 11 GastVO ermöglicht nur eine 
„allgemeine“ Verlängerung der Sperrzeiten, also nur eine einheitliche Re-
gelung für das gesamte Gemeindegebiet. Das tatbestandliche öffentliche 
Bedürfnis und die örtlichen Verhältnisse müssen sich folglich auf den ge-
samten Geltungsbereich erstrecken. Die alkoholbedingten Gewalttaten, 
Lärmbelästigungen und Verunreinigungen sind jedoch meist nur an ein-
zelnen Örtlichkeiten der Gemeinde vorhanden.144 Sperrzeitregelungen 
können das Kernproblem des öffentlichen Alkoholkonsums nicht lösen. Zu 
Recht sehen die Polizeidienststellen des Landes nur eine geringe Bedeu-
tung gaststättenrechtlicher Maßnahmen als Lösungsbeitrag.145 
 
Auch der in der Diskussion vorkommende Vorschlag, öffentliche Plätze 
umzugestalten und so für alkoholkonsumierende Personengruppen unat-
traktiv zu machen, indem z.B. Sitzgelegenheiten oder Überdachungen ab-
gebaut werden, kann bei vernünftiger Betrachtung keine zielführende Al-
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 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. 27 f. (Anlage 2). 
145
 Vgl. Hermanutz/Schilling, S. 58 (Anlage 5): Auf die Nachfrage, welche Maßnahmen 
zur Bewältigung des Problems ergriffen werden (können), nannten lediglich elf von 119 
Polizeidienststellen gaststättenrechtliche Maßnahmen.  
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ternative sein. Bei den betroffenen Örtlichkeiten handelt es sich gerade 
um Plätze von besonderer Bedeutung für das kommunikative und soziale 
örtliche Gemeinschaftsleben, die der Allgemeinheit zum Verweilen dienen 
sollen. Es ist daher nicht einsehbar, warum Einkaufsbummler, Erho-
lungssuchende, Freizeitsportler, Touristen oder andere Passanten unter 
einer gezielt unattraktiven Gestaltung von Park- und Grünanlagen oder 
Fußgängerzonen leiden sollten.  
 
Ein milderes und zugleich ebenso wirksames Mittel wie Alkoholverbots-
verordnungen ist letztendlich in vielen Fällen nicht ersichtlich. Jedoch 
muss sich die Erforderlichkeit auch auf den Umfang des Alkoholverbots 
beziehen. Es begegnet rechtlichen Zweifeln, wenn sich das Alkoholverbot 
nicht auf eine bestimmte Örtlichkeit beschränkt und ohne eine zeitliche 
Begrenzung gelten soll. Kaum vorstellbar ist, dass sich die Störungs- oder 
Gefahrenlage, die vom Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit ausgeht, auf 
die gesamte Innenstadt ausdehnt und rund um die Uhr gegeben sein soll. 
Stattdessen ist davon auszugehen, dass sich die dringende Alkoholprob-
lematik auf eine bestimmte „szenebekannte“ Örtlichkeit und insbesondere 
auf Wochenenden und Abende vor Wochenenden beschränkt. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn die Stadt gegen den zunehmenden Alkoholkon-
sum unter Jugendlichen reagieren möchte, der gewöhnlich an Freitag- und 
Samstagabenden sowie an den Abenden vor Feiertagen besondere Aus-
maße annimmt. Es mag zwar sein, dass sich durch eine zeitliche und örtli-
che Beschränkung des Alkoholverbots eine zeitweilige Verlagerung und 
Verschiebung des Alkoholkonsums befürchten lässt, jedoch berechtigt 
diese pauschale Annahme nicht dazu, sofort eine polizeiliche Maßnahme 
zu ergreifen, die nach Beurteilung der derzeitigen Umstände über das 
Maß des Erforderlichen hinausgeht. Grundsätzlich gilt, dass das Alkohol-
verbot nach den Kriterien eines polizeilichen Brennpunkt nur in einem 
räumlich eng begrenzten Bereich – wie z.B. einem bestimmten öffentli-
chen Platz oder dem definierten Abschnitt einer Fußgängerzone – gelten 
darf. Auch dürfte es ausreichend sein, wenn das Alkoholverbot nur in den 
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Wochenend- und Feiertagsnächten von 22:00 bis 6:00 Uhr gilt. Die Erfor-
derlichkeit weitergehender Verbotsregelungen ist in der Praxis kaum vor-
stellbar.  
 
Daten aus: Steuck/Steudten, 2007, S. 11 (Anlage 9);  
Hintergrundbild: http://www.aktivja.de. 
 
Soweit die Alkoholkonsumverbote auf polizeirechtliche Brennpunkte sowie 
auf einen verträglichen räumlichen und zeitlichen Umfang beschränkt 




Der in § 5 Abs. 2 PolG für das Polizeirecht speziell normierte Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne gebietet, dass durch polizeili-
che Maßnahmen keine Nachteile herbeigeführt werden dürfen, die er-
kennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg stehen. Die Poli-
zeibehörden haben vor dem Erlass einer Polizeiverordnung stets zu prü-
fen, ob die Bedeutung des durch die Verordnungsregelung zu schützen-
den Rechtsguts und das Ausmaß der abzuwehrenden Beeinträchtigung in 
einem angemessenen Verhältnis zu den Grundrechtseinschränkungen, 
die mit der Verordnungsregelung zwangsläufig verbunden sind, stehen. 
Bei einem abstrakt-generellen Alkoholverbot stellt sich die Frage, ob die 
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Abbildung 8: Verteilung der Gewaltdelikte in der 
Altstadt von Freiburg nach Uhrzeiten (1. HJ 2007) 
62 
 
sönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG) sowie die Grundsätze des Gemeinge-
brauchs an öffentlichen Straßen und Plätzen durch ein Verbot einge-
schränkt werden dürfen, das dem Zweck dient, ein möglicherweise auftre-
tendes aggressives Verhalten einzelner gewaltbereiter Alkoholkonsumen-
ten und Ruhestörungen zu unterbinden.146  
 
Der Eingriff in das Grundrecht betrifft bei einem generellen Alkoholverbot 
neben den alkoholbedingten Störern auch diejenigen Personen, die nicht 
aufgrund ihres Alkoholkonsums – auch nicht mittelbar – eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen. Dies führt jedoch nicht 
grundsätzlich zu einer Unverhältnismäßigkeit. Es ist bei Polizeiverordnun-
gen vielmehr unumgänglich, dass auch stets Personen und Personen-
gruppen unter das erlassene Verbot fallen, von denen selbst keine Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht.147 Soll das Alkoholver-
bot einen ordnungsrechtlichen Schwerpunkt oder Kriminalitätsschwer-
punkt betreffen, so überwiegen die positiven Effekte des Verbots.  
 
In erster Linie dient das Alkoholverbot dem Schutz der hochrangigen 
Rechtsgüter Leib und Leben. Zum einen sollen Passanten und andere 
Nutzer öffentlicher Plätze vor den alkoholbedingten Gewalterscheinungen 
bewahrt werden. Zum anderen bestehen vonseiten der Anwohner das Be-
dürfnis und der Anspruch auf die Gewährleistung einer angemessenen 
Nachtruhe zur Vermeidung lärmbedingter Gesundheitsgefährdungen. Da-
rüber hinaus stellen auch die weiteren alkoholbedingten Ausfall- und Fol-
geerscheinungen, wie das Verrichten der Notdurft in der Öffentlichkeit, das 
großflächige Wegwerfen von Müll oder das Erbrechen auf die Straße nicht 
hinnehmbare Verhaltensweisen dar, deren Unterbindung zum Schutz der 
Anwohner, der anderen Passanten und der Verkehrsteilnehmer von we-
sentlicher Wichtigkeit ist. Darüber hinaus löst der Anblick betrunkener und 
lagernder Personengruppen bei vielen übrigen Passanten und bei Anwoh-
nern Unsicherheitsgefühle und Unbehagen aus. Diese Verunsicherung in 
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 Vgl. Ruder, S. 48. 
147
 Vgl. Faßbender, S. 568; Pieroth/Schlink/Kniesel, § 11 Rn. 17. 
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der Bevölkerung und bei Besuchern schafft oftmals sogenannte Angst-
räume. Passanten und Besucher vermeiden den Aufenthalt in öffentlichen 
Anlagen oder Fußgängerzonen, in denen vermehrt Personengruppen la-
gern und Alkohol konsumieren. Gerade zentrale Plätze in der Innenstadt, 
in verkehrsgünstigen Lagen oder im Bereich touristischer Sehenswürdig-
keiten sind betroffen. Die Funktion dieser Örtlichkeiten als Stätte der Be-
gegnung, des gemeinsamen (friedlichen) Verweilens und der Freizeitge-
staltung gehen für einen großen Teil der Bevölkerung verloren. Die Folge 
ist eine Abwertung der betroffenen Örtlichkeiten. Dies führt gleichzeitig 
auch zu Problemen für die anliegenden Geschäftsinhaber und die Touris-
muswirtschaft. Zudem kann der exzessive Alkoholverzehr in der Öffent-
lichkeit bei Kindern und Jugendlichen eine negative Vorbildwirkung entfal-
ten. Die betroffenen polizeilichen Schutzgüter sind also von erheblichem 
Gewicht. 
 
Dem gegenüber steht ein als lediglich geringfügig zu betrachtender Ein-
griff in das Recht der allgemeinen Handlungsfreiheit. Die in Rede stehen-
den Alkoholverbote erstrecken sich mitnichten auf den gesamten Innen-
stadtbereich, sondern lediglich auf einzelne Plätze und Straßen, die sich 
durch eine starke Belastung mit alkoholbedingten Sicherheitsstörungen 
auszeichnen. Es ist also ohne große Einschränkungen möglich, seinen 
Alkohol auf anderen öffentlichen Plätzen oder in anderen Grünanlagen 
außerhalb des Geltungsbereichs des Verbots zu verzehren. Öffentliche 
Plätze in den Innenstädten weisen in der Regel keine derartig besondere 
Beschaffenheit auf, dass ein dortiger Aufenthalt und Alkoholkonsum uner-
setzbar wäre.148 Auch der sozialadäquate Konsum alkoholischer Getränke 
in Biergärten, Straßencafés und anderen konzessionierten Freiausschank-
flächen ist weiterhin zulässig. Zugleich erfahren auch das vielzitierte Fei-
erabendbier oder die Schnapsrunde des Kegelclubs beim Vatertagausflug 
keine nennenswerten Einschränkungen. Denn diese werden wohl eher 
nicht zu den üblichen Geltungszeiten des Verbots zwischen 22:00 und 
                                            
148
 Vgl. dazu auch OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 113 (116 f.). 
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6:00 Uhr in Wochenendnächten und wohl auch nicht ausgerechnet im 
räumlich stark beschränkten Geltungsbereich zu sich genommen.149 Das 
Verbot betrifft also vielmehr diejenigen Alkoholkonsumenten, die gezielt 
eine bestimmte Örtlichkeit aufsuchen, um dort – mitunter exzessiv und 
unter Tolerierung alkoholbedingter Ausfallerscheinungen – zu feiern oder 
im Falle der Obdachlosenszene dauerhaft zu verweilen. Gerade diese 
Geltungsbereiche werden aufgrund der vielfachen Sicherheitsverstöße 
oftmals ohnehin von den „friedlichen Zechern“ gemieden. Zur Wahrung 
des geringstmöglichen Eingriffs trägt auch die Aufnahme einer Regelung 
in die Polizeiverordnung bei, nach welcher gewisse Ausnahmen für öffent-
liche Veranstaltungen und Feste vorgesehen sind, die auf Antrag von der 
Gemeinde ausgesprochen werden können. 
 
Im Ergebnis überwiegen die mit dem Alkoholverbot verfolgten polizeilichen 
Zielsetzungen den geringfügigen Freiheitsbeschränkungen deutlich. Ein 
örtlich und räumlich beschränktes Alkoholkonsumverbot in polizeilichen 
Brennpunktbereichen ist demzufolge angemessen und verhältnismäßig im 
weiteren Sinne.  
 
 
4.5 Inhaltliche Bestimmtheit 
Bei der Prüfung der inhaltlichen Bestimmtheit der Verordnungsregelung ist 
aufgrund der unterschiedlichen Anknüpfungspunkte zwischen den beding-
ten und unbedingten Verordnungsregelungen zu differenzieren.  
 
 
4.5.1 Unbedingte Alkoholverbotsverordnungen 
Die unbedingten Alkoholverbote verbieten allgemein den Konsum jeglicher 
alkoholischer Getränke innerhalb des Geltungsbereichs und der Geltungs-
zeit. Zweifel am inhaltlichen Gegenstand der Regelung bestehen nach der 
                                            
149
 Vgl. Köppert, S. 203 f. 
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Rechtsprechung nicht. Soweit der Geltungszeitraum und der räumliche 
Geltungsbereich durch eine beigefügte Karte oder durch Nennung der 
Straßennamen eindeutig in der Verordnungsregelung festgelegt werden, 
sind auch der zeitliche und örtliche Anwendungsbereich unzweifelhaft.150 
 
 
4.5.2 Bedingte Alkoholverbotsverordnungen 
Problematisch ist die inhaltliche Bestimmtheit von Verbotsregelungen, die 
nicht an den Alkoholkonsum selbst anknüpfen, sondern erst an dessen zu 
erwartende Auswirkungen und Begleiterscheinungen, die sich in Gewalt-
delikten, Ordnungswidrigkeiten, Behinderungen und Belästigungen zei-
gen. Untersagt wird dabei als Reaktion auf die bisher ablehnende Haltung 
der Gerichte gegenüber unbedingten Verboten derjenige Alkoholkonsum, 
„dessen Auswirkungen geeignet sind, Dritte erheblich zu belästigen“.151  
 
Der Normgeber hat seine Regelungen im Hinblick auf den Bestimmtheits-
grundsatz so zu fassen, dass der Adressat der Verordnung die Rechtslage 
– also den Inhalt und die Grenzen der polizeilichen Gebote und Verbote – 
in zumutbarer Weise erkennen und sein Verhalten danach ausrichten 
kann. Dieser Grundsatz leitet sich aus Art. 20 Abs. 3 GG ab und ist ein 
Ausfluss des verfassungsrechtlichen Rechtsstaatsprinzip und der sich da-
raus ergebenden Notwendigkeit von Normenklarheit und Justiziabilität.152 
Handelt es sich – wie bei Alkoholverboten üblich – um eine bußgeldbe-
wehrte Verbotsnorm, so ist das besondere Bestimmtheitsgebot nach Art. 
103 Abs. 2 GG zu beachten. In diesem Fall dient das Bestimmtheitserfor-
dernis einem doppelten Zweck. Der Normadressat muss erkennen kön-
nen, welches Verhalten verboten und strafbedroht ist. Gleichzeitig wird 
nach dem Grundsatz des Gesetzesvorbehalts gewährleistet, dass der Ge-
                                            
150
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2010, 29 (30); OVG Lüneburg, NordÖR 2013, 
113 (116). 
151
 Vgl. u.a. PolVO der Stadt Freiburg vom 23.12.2007, aufgehoben vom VGH Baden-
Württemberg, VBlBW 2010, 33 ff. 
152
 Vgl. BVerfGE 52, 41; VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2010, 29 (30); Zeitler/Trurnit, 
S. 234; Schoch, 2013, S. 605. 
66 
 
setzgeber selbst über die Strafbarkeit und die Bußgeldvoraussetzungen 
entscheidet.153  
 
Die bedingte Alkoholverbotsverordnung der Stadt Freiburg vom November 
2007 konnte diesen Anforderungen nicht genügen und wurde vom VGH 
Baden-Württemberg aufgehoben. Das Gericht begründete dies damit, 
dass die Auslegungsbedürftigkeit einer Norm grundsätzlich ihrer Be-
stimmtheit nicht entgegensteht, jedoch der Vorschrift nach den gängigen 
Auslegungsmethoden keine ausreichenden objektiven Kriterien für den 
Umfang des Verbots zu entnehmen sind, um einen verlässlichen Vollzug 
nach gleichen Grundsätzen zu ermöglichen.154 Dieser Auffassung ist zu-
zustimmen. Die Verordnung bestimmt weder die näheren Umstände, unter 
denen die Befürchtung einer späteren Belästigung gerechtfertigt sein 
kann, noch die alkoholbedingten Verhaltensweisen, welche überhaupt ei-
ne wesentliche Belästigung darstellen. Die Vollziehung der Regelung und 
die daraus potenziell folgende ordnungswidrigkeitsrechtlichte Ahndung 
sind für den Normadressaten nicht vorhersehbar. Es fehlen Anhaltspunk-
te, an denen der Umfang des Verbots eindeutig und allgemeingültig fest-
gemacht werden kann. Was der eine noch als gemeinverträglich ansieht, 
empfindet ein anderer bereits als Belästigung. Genauso unterschiedlich 
kann auch die Beurteilung der kontrollierenden Polizeibeamten ausfallen. 
Zugleich bedarf auch das enthaltene Prognoseelement einzelfallbezoge-
nen Einschätzungen, die einen einheitlichen und verlässlichen Vollzug 
nicht gewährleisten.155 Zu Recht fragt der VGH Mannheim: „Unter welchen 
Voraussetzungen dürfen junge Leute sich etwa auf dem beliebten Augus-
tinerplatz niederlassen, um gemeinsam Alkohol zu trinken?“  
 
Die hinreichend bestimmte Formulierung solcher abstrakter Verbotsnor-
men stellt die Gemeinden zwar immer wieder vor erhebliche Herausforde-
rungen, weil die abzuwendenden Auswirkungen des Alkoholverzehrs ge-
                                            
153
 Vgl. BVerfG, NJW 2010, 754; OVG Sachsen-Anhalt, JMBl LSA 2010, 165 (166 ff.). 
154
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 2010, 29 (30); Winkelmüller/Misera, S. 260. 
155
 Vgl. Winkelmüller/Misera, S. 260. 
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nauso vielfältig wie die Beschwerden und Erwartungen der Anwohner 
sind. Diese können jedoch die inhaltlichen Bestimmtheitsanforderungen 
nicht herabsetzen und sind nach Ansicht des VGH-Senats vor allem auf 
den Versuch zurückzuführen, „einen konkreten Tatbestand, der eine Ent-
scheidung im Einzelfall erfordert, in eine generell-abstrakte Norm zu gie-
ßen“. 
 
Infolge dieser Rechtsprechung gingen einige Städte dazu über, beispiel-
haft deskriptive Tatbestandsmerkmale in die Verbotsnorm aufzunehmen, 
welche den Begriff der Belästigung näher beschreiben.156 Unklar bleibt 
aber auch hier, anhand welcher Merkmale bei Kontrollen festgestellt wer-
den kann, inwieweit das individuelle Verhalten Belästigungen erwarten 
lässt. Darf dabei allein auf die Menge des mitgeführten Alkohols abgestellt 
werden oder müssen sich bereits ansatzweise Verhaltensweisen zeigen, 
die bei stärkerer Ausprägung die befürchteten Belästigungen darstellen? 
Die Vorschrift enthält ein wesentliches Prognoseelement, das wiederum in 
jedem Einzelfall eine individuelle Einschätzung der voraussichtlichen La-
geentwicklung notwendig macht. Folglich hob das OVG Sachsen-Anhalt 
mit der gleichen Argumentation auch die Gefahrenabwehrverordnung der 
Stadt Magdeburg wegen fehlender Bestimmtheit trotz eines ergänzenden 
Erläuterungssatzes auf.157 
 
Auch mit unterschiedlichen Formulierungen können die bedingten Alko-
holverbote aufgrund ihres immanenten Prognoseelements dem Be-
stimmtheitserfordernis nicht gerecht werden. Sie sind materiell-rechtlich 
unzulässig. Letztlich ergibt sich eine praktische Umsetzbarkeit und Rele-
vanz also nur noch für unbedingte Alkoholverbotsverordnungen.  
 
 
                                            
156
 Z.B. der ergänzende Satz in der Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Magdeburg 
vom 12.12.2008: „Eine solche erhebliche Belästigung liegt insbesondere bei Anpöbeln, 
Beschimpfen, lautes Singen, Johlen, Schreien, Lärmen, Liegenlassen von Flaschen und 
ähnlichen Behältnissen, Notdurftverrichtungen und Erbrechen vor“. 
157
 Vgl. OVG Sachsen-Anhalt, JMBl LSA 2010, 165 ff. 
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4.6 Zwischenfazit für die Verordnungsregelung der Stadt Lud-
wigsburg 
Die Erhebungen der Polizei zu den beiden aus ordnungsrechtlicher Sicht 
problematischen Örtlichkeiten in Ludwigsburg – der Bahnhofsbereich und 
der Akademiehof – können die Annahme eines Brennpunktes nicht be-
gründen und daher abstrakt-generelle Verbote nicht rechtfertigen. Die 
dargelegten Statistiken belegen zwar eine starke Häufung von Sicher-
heitsstörungen im Bahnhofsbereich, jedoch ist ein generelles Alkoholver-
bot unter dem Verhältnismäßigkeitsaspekt nicht erforderlich. Für den Aka-
demiehof fehlen aufgrund der vergleichsweise geringen Deliktzahlen be-
reits hinreichende Grundlagen für die Annahme einer abstrakten Gefahr, 
die vom dortigen Alkoholkonsum ausgeht. Folgerichtig verzichtete die 
Stadt Ludwigsburg in ihrer Polizeiverordnung auf ein allgemeines Alkohol-
konsumverbot. Zu betonen ist dabei jedoch, dass die zur Verfügung ste-
henden statistischen Werte und Referenzgrößen nur ungenaue Berech-
nungen und grobe Vergleiche zulassen. Bei einem konkreten Bestreben 
zum Erlass eines allgemeinen Alkoholverbots sind zwingend weitergehen-
de Datenerhebungen zur Zahl der Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
notwendig, die möglicherweise auch in Ludwigsburg ein verschärftes Bild 
zeichnen und weitere Gefahrenerforschungsmaßnahmen rechtfertigen 
können.  
 
Um außerdem das Problem der inhaltlichen Bestimmtheit zu umgehen, 
verzichtete die Stadt Ludwigsburg in ihrer geplanten Verordnungsbestim-
mung auf ein Prognoseelement und untersagte lediglich den Alkoholkon-
sum, wenn durch alkoholbedingte Ausfall- und Folgeerscheinungen Dritte 
erheblich belästigt werden. Diese Vorschrift trägt jedoch nicht zu der er-
hofften polizeirechtlichen Generalisierung bei, sondern bedarf weiterhin in 
jedem Einzelfall eine individuelle Beurteilung, ob durch alkoholbedingte 
Verhaltensweisen andere Passanten oder Anwohner belästigt werden. An 
dieser Stelle ist fraglich, warum es überhaupt einer abstrakt-generellen 
Verbotsnorm bedarf, wenn trotzdem weiterhin eine umfassende konkrete 
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Bewertung im Einzelfall vorzunehmen ist. Die abstrakte Verbotsnorm ist 
kein Gewinn für die Effizienz des ordnungsbehördlichen Handelns – zumal 
die untersagten alkoholbedingten Ausfallerscheinungen bereits Gegen-
stand zahlreicher anderer gesetzlicher Verbote mit dem gleichen Anknüp-
fungspunkt sind, wie z.B. in den §§ 117, 118 OWiG. Die gewünschte Wir-
kung dieser Norm zielt insofern weniger auf die Erweiterung der polizei-
rechtlichen Handlungsmöglichkeiten ab, sondern wohl eher auf eine Sen-
sibilisierung der Gesellschaft. Die Regelung stellt ausdrücklich klar, dass 
vonseiten der Stadt die Ausfall- und Folgeerscheinungen des übermäßi-




5 Alternative Handlungsmöglichkeiten 
5.1 Alkoholverbot durch Benutzungsordnung 
Von der Polizeiverordnung grundlegend zu unterscheiden sind die Benut-
zungsordnungen. Bei einer Benutzungsordnung handelt es sich um eine 
Allgemeinverfügung i.S.d. § 35 S. 2 3. Alt. LVwVfG, welche die Benutzung 
an einer öffentlichen Sache, Anlage oder Einrichtung regelt und insofern 
auch einschränkende Verbots- und Gebotsnormen im Hinblick auf die Be-
nutzung der Sache enthalten kann.158 Für die Einführung eines Alkohol-
verbots sind dabei insbesondere die Benutzungsregelungen für Spielplät-
ze sowie Grün- und Erholungsanlagen zur Gewährleistung der Sauberkeit 
und der widmungsgemäßen Nutzung von Bedeutung. Die Benutzungsord-
nung kann auch als Satzung erlassen werden.  
 
Die Gemeinde hat bei der Ausgestaltung ihrer Benutzungsordnung für öf-
fentliche Einrichtungen gemeinhin einen weiten Ermessensspielraum, der 
lediglich durch die Zweckbestimmung der Einrichtung und die allgemeinen 
                                            
158
 Vgl. Ruder/Schmitt, 2011, S. 265 f. zur grundsätzlichen Abgrenzung zwischen Polizei-
verordnungen und kommunalen Benutzungsordnungen.  
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verwaltungs- und verfassungsrechtlichen Grundsätze – wie den Verhält-
nismäßigkeits- oder Gleichheitsgrundsatz und das Willkürverbot – einge-
schränkt wird.159 Voraussetzung einer Benutzungsregelung ist zunächst, 
dass es sich um eine öffentliche Einrichtung i.S.d. § 10 GemO handelt. 
Öffentliche Einrichtung sind solche Gegenstände oder Gesamtheiten von 
Gegenständen, die von der Gemeinde für bestimmte öffentliche Zwecke 
gewidmet sind und deren Benutzung durch die Einwohner bzw. durch ei-
nen in der Zweckbestimmung festgelegten Personenkreis einer besonde-
ren Zulassung bedarf.160  
 
Das OLG Hamm sah eine solche Benutzungsordnung mit einem Alkohol-
verbot für Grünanlagen als unzulässig an. 161 Bei Grünanlagen handle es 
sich nicht um öffentliche Einrichtungen, deren Benutzung dementspre-
chend nicht mit einer Benutzungsordnung geregelt werden könne. Die Be-
nutzung durch einen festgelegten Personenkreis bedürfe keiner besonde-
ren Zulassung, weil es sich um eine im Gemeingebrauch befindliche Sa-
che handle, die im Rahmen der Widmung von jedermann ohne Zulassung 
benutzt werden könne. Dieser Auffassung ist in den meisten Fällen nicht 
zu folgen. Bei einer Grünanlage handelt es sich in der Regel um eine öf-
fentliche Einrichtung. Gemeingebrauch i.S.d. Straßenrechts besteht nur an 
öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, die im Rahmen einer Allge-
meinverfügung nach § 35 S. 2 2. Alt. LVwVfG förmlich für den Gemeinge-
brauch freigegeben wurde. Bei Grün- und Erholungsanlagen erfolgt eine 
solche förmliche Widmung für den Gemeingebrauch in der Regel nicht, 
sondern sie werden durch formlose Widmung zur Verfügung gestellt. Des 
Weiteren sind Erholungsanlagen ihrem Nutzungszweck nach nicht für je-
dermann zur Nutzung bestimmt, sondern im Regelfall nur für Einwohner 
und Besucher der Gemeinde. Es bestehen also Zulassungsbeschränkun-
gen. Widmungszweck ist im Allgemeinen die Naherholung und die Befrie-
digung des Ruhebedürfnisses, nicht jedoch das Verweilen zum Zwecke 
                                            
159
 Vgl. Ruder/Schmitt, 2011, S. 265; Schoch, 2012, S. 862. 
160
 Vgl. u.a. OVG Münster, DVBl. 1971, 218 zur Definition der öffentlichen Einrichtung.  
161
 Vgl. OLG Hamm, NVwZ 2010, 1319 f. 
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des Alkoholkonsums oder Feierns.162 Das Alkoholverbot mittels einer ent-
sprechenden Zweckbeschränkung ist demzufolge zulässig.  
 
Etwas anderes gilt nur dann, wenn die Grünanlage formell für den Ge-
meingebrauch gewidmet wurde oder in der Benutzungsordnung ausdrück-
lich erklärt wird, es handle sich um eine Sache im Gemeingebrauch, die 
von jedermann ohne Zulassung benutzt werden könne – so wie es in dem 
OLG Hamm entschiedenen Sachverhalt war. Eine Benutzungsordnung ist 
hingegen kein rechtmäßiges Mittel, soweit der Alkoholkonsum in Fußgän-
gerzonen oder im sonstigen Straßenraum untersagt werden soll. Dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmete Straßen, Wege und Plätze stehen gemäß 
§§ 16, 2 StrG einschließlich deren Grün- und Seitenstreifen im Gemeinge-
brauch und sind daher keine öffentliche Einrichtungen.  
 
Benutzungsordnungen sind gegenüber Polizeiverordnungen eine zu be-
vorzugende Alternative, wenn das Verbot öffentliche Einrichtungen betref-
fen soll. Die rechtlichen Hürden sind hier geringer; insbesondere muss 
keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung nachgewiesen 




5.2 Beschränkung des Alkoholkonsums durch Sondernut-
zungssatzungen? 
Nachdem die Gerichte den Alkoholverbotsnormen in Polizeiverordnungen 
einen schwer zu überwindenden Riegel vorschoben, wichen viele Ge-
meinden auf das Straßenrecht aus, um die Problematik der alkoholtrin-
kenden „Straßenszene“ über Sondernutzungssatzungen in den Griff zu 
bekommen. So erklärten u.a. die Städte Saarbrücken, Elmshorn und Mün-
                                            
162
 Vgl. Schoch, 2012, S. 863, der Grünanlagen ebenfalls als öffentliche Einrichtungen 
einordnet. 
163
 Vgl. dazu auch Dols/Plate/Schulze, Rn. 137. 
72 
 
chen das Niederlassen zum Zwecke des Alkoholkonsums zu einer nicht 
erlaubnisfähigen Sondernutzung. Es entspricht jedoch wiederholter 
Rechtsprechung der deutschen Obergerichte, dass der Alkoholkonsum im 
öffentlichen Straßenraum vom verfassungsrechtlich garantierten Gemein-
gebrauch gedeckt und daher straßenrechtlich nicht einschränkbar ist. So 
argumentieren u.a. des OLG Saarbrücken164 und das OVG Schleswig-
Holstein165, dass Straßen und Fußgängerzonen neben der Fortbewegung 
auch dem kommunikativen Verkehr dienen. Der kommunikative Gemein-
gebrauch umfasse dabei auch den „Aufenthalt mit anderen aus Anlass 
oder Gründen zwischenmenschlicher Kontaktaufnahme und Kommunika-
tion“166. Der Zweck des Verweilens sei insofern straßenrechtlich unbedeu-
tend. In die Entscheidung, ob es sich um eine Sondernutzung oder einen 
Gemeingebrauch handelt, dürften nur straßenrechtliche Erwägungen ein-
fließen. Daher sei es unzulässig, wenn das Niederlassen zum Zwecke des 
Alkoholkonsums anders behandelt werde, als das Verweilen aus anderen 
Gründen, z.B. für Gespräche mit anderen Passanten, zum Lesen von Zei-
tungen und Büchern, zum Betrachten eines Kunstwerks oder zur Aufnah-
me von Speisen und (nichtalkoholischen) Getränken. Durch das längere 
Niederlassen oder Verweilen – auch zum Zwecke des Konsums von alko-
holischen Getränken – werde im Regelfall der Gemeingebrauch anderer 
überdies nicht unzumutbar beeinträchtigt, sodass auch aus diesem Grun-
de keine Sondernutzung vorliege.167 Mit der im Wesentlichen gleichen Ar-
gumentation lehnte 1998 auch der VGH Baden-Württemberg die straßen-
rechtliche Reglementierung des Niederlassens zum Alkoholkonsum ab.168 
 
Lediglich der Bayerische VGH befand im Jahre 1982 eine Sondernut-
zungssatzung der Landeshauptstadt München mit entsprechendem Inhalt 
für rechtmäßig.169 Die Gemeinden hätten das Recht, „die Grenzen der 
                                            
164
 Vgl. Saarländisches OLG, NJW 1998, 251 f.  
165
 Vgl. OVG Schleswig-Holstein, NordÖR 1999, 381 ff. 
166
 Vgl. dazu auch BVerwG, NJW 1990, 2011 ff.; Kodal/Krämer, S. 544. 
167
 Vgl. dazu auch Finger, 2006, S. 444 f. 
168
 Vgl. VGH Baden-Württemberg, VBlBW 1999, 101 (103). 
169
 Vgl. Bayerischer VGH, 27.10.1982, Az.: 8 N 82 A 277, nicht veröff. 
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Gemeinverträglichkeit näher zu bestimmen“. Das Alkoholverbot in den 
Münchner Fußgängerzonen sei rechtmäßig, weil das Niederlassen zum 
Alkoholkonsum nicht mehr als zulässiges „Verweilen“ anzusehen sei und 
die gemeingebräuchliche Nutzung Dritter – insbesondere das Treffen, Ru-
hen und Verweilen – beeinträchtigt würde. Neben der Beeinträchtigung 
der Leichtigkeit des Verkehrs in der ohnehin überfüllten Fußgängerzone 
sei auch eine Belästigung der Passanten zu befürchten. Diese Entschei-
dung ist jedoch bis heute stark umstritten und abzulehnen. Darüber hinaus 
dürften sich inzwischen die Einstellungen zum Alkoholkonsum im öffentli-
chen Raum an die veränderten sittlichen Vorstellungen und Toleranzen 
der Bevölkerung angepasst haben.170 
 
Die Gerichte erkennen jedoch gemeinhin an, dass eine Überschreitung 
des Gemeingebrauchs in Einzelfällen „bei einer räumlich ausufernden In-
anspruchnahme von öffentlichem Straßenraum“ möglich sein kann.171 
Dies ist dann der Fall, wenn andere Verkehrsteilnehmer aufgrund der la-
gernden und Alkohol konsumierenden Personen die öffentlichen Flächen 
nicht mehr entsprechend ihrer Widmung und ihres vorgesehenen Zwecks 
nutzen können – insbesondere, wenn die Menschenansammlung eine 
solche Größe annimmt, dass Straßen und Verkehrswege blockiert und 
Fußgänger, Kraftfahrzeug- oder Fahrradfahrer gefährdet oder über das 
Unvermeidliche hinaus behindert werden. Ein solches Verhalten ist ein 
Verstoß gegen das Straßengesetz, welcher die Polizei zu ordnungsrechtli-
chen Eingriffen, insbesondere zur Erteilung von Platzverweisen, berech-
tigt. Abzustellen ist dabei vor allem auf die Breite der Straße, die Zahl der 
Personen und die Art und Weise des Niederlassens sowie auf die Ortsüb-
lichkeit und auch die Menge des konsumierten Alkohols.172 Die erforderli-
che Abgrenzung zwischen Gemeingebrauch und Sondernutzung ist auf-
grund der Unregelmäßigkeit solcher ausufernder Inanspruchnahmen aber 
                                            
170
 Vgl. Finger, 2006, S. 443 ff.; ablehnend auch Schoch, 2012, S. 862. 
171
 Vgl. OVG Schleswig-Holstein, NordÖR 1999, 381 ff. 
172
 Vgl. Saarländisches OLG, NJW 1998, S. 251; vgl. auch BVerwGE 4, 342, das eben-
falls auf die örtliche Übung abstellt. 
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im jeweiligen Einzelfall zu treffen. Demzufolge kann eine abstrakt-
generelle Einschränkung in einer Sondernutzungssatzung nicht erfolgen. 
 
Der Gemeinde ist es also nicht möglich, auf diese Weise dem Erlass einer 
Polizeiverordnung und damit dem Nachweis einer abstrakten Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu entgehen. Das Straßenrecht soll 
schließlich nicht der Regelung allgemeiner ordnungspolitischer Fragestel-





6 Ausblick auf die Entwicklung des rechtlichen Rahmens 
Die Diskussionen um die Erforderlichkeit und Rechtmäßigkeit polizeilicher 
Alkoholverbote ist in Baden-Württemberg nicht neu. Als Reaktion auf das 
ablehnende Urteil des VGH Mannheim zur Freiburger Polizeiverordnung 
wurde im Jahr 2009 der Ruf nach einer speziellen Ermächtigungsgrundla-
ge im Polizeigesetz laut. Konkret geplante Änderungen der Rechtslage 
sind derzeit aber nicht erkennbar. Das Innenministerium prüfte den Bedarf 
nach einer solchen Verbotsnorm, ehe Ministerpräsident Kretschmann im 
Januar 2013 den Runden Tisch „Lebenswerter öffentlicher Raum“ einbe-
rief, der die mit dem Alkoholkonsum im öffentlichen Raum verbundenen 
Problemlagen analysieren und mögliche Lösungsansätze vorstellen soll-
te.174 Der Runde Tisch setzte wiederum eine Arbeitsgruppe ein, welche 
die Zahl der Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Bereich ordnungspo-
litischer Brennpunkte und Kriminalitätsbrennpunkte erheben, Kriterien für 
solche Brennpunkte formulieren und eine Literaturrecherche zum Zusam-
menhang zwischen öffentlichem Alkoholkonsum und Gewalttaten durch-
                                            
173
 Vgl. OVG Schleswig-Holstein, NordÖR 1999, 381 (383). 
174
 Vgl. Antwort des Innenministeriums auf eine Kleine Anfrage, Drucksache 15/3324, 
02.05.2013, S. 4. 
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führen ließ. Dabei ergaben sich zwölf Brennpunkte im Land, die für ein 
Alkoholverbot in Frage kämen. Bei zwei dieser Brennpunkte wurden An-
wohnerbefragungen zu den alkoholbedingten Problemen und deren Lö-
sungsmöglichkeiten durchgeführt. Neben einer häufigeren Polizeipräsenz, 
verstärkten Kontrolle der Alkoholabgabe an Jugendliche und einer besse-
ren Aufklärung über Suchtgefahren befürworteten bei einer Umfrage in 
Ravensburg 62,9 % und in Heidelberg 56,3 % der Befragten die Einfüh-
rung eines Alkoholkonsumverbots.175 Auch nach Auffassung der Arbeits-
gruppe Suchtprävention „sollten Kommunen die Möglichkeit erhalten, Al-
koholkonsumverbote an öffentlichen Plätzen auf definierten Flächen für 
begrenzte Zeiträume zu erlassen“, sofern dies ordnungspolitisch ratsam 
sei.176 
 
Im Ergebnis empfahl die Arbeitsgruppe aus Vertretern der Städte und 
Gemeinden, der Polizei und der Landtagsfraktionen ebenso, den Gemein-
den mit einer polizeigesetzlichen Ermächtigung das Instrument eines ört-
lich und zeitlich begrenzten Alkoholverbots zur Verfügung zu stellen. Un-
geachtet der Forschungsergebnisse des Runden Tisches erklärte Minis-
terpräsident Kretschmann Ende 2013, eine solche gesetzliche Ermächti-
gung werde nicht kommen. Verbote seien das letzte Mittel; zuvor müssten 
Kontrollen und die Polizeipräsenz verstärkt werden.177  
 
Die in Baden-Württemberg angedachte spezifische Ermächtigung zum 
Erlass einer Alkoholverbotsverordnung wäre nicht neu. Auch das Sächsi-
sche Polizeigesetz enthält seit Oktober 2011 eine Vorschrift, die Gemein-
den zum Erlass von Alkoholverbotsverordnungen auf öffentlichen Flächen 
ermächtigt. Gemäß § 9a SächsPolG können die Ortspolizeibehörden 
„durch Polizeiverordnung verbieten, auf öffentlichen Flächen außerhalb 
von genehmigten Außenbewirtschaftungsflächen alkoholische Getränke 
zu konsumieren oder zum Zwecke des Konsums innerhalb dieser Fläche 
                                            
175
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. 22 f. (Anlage 2). 
176
 Vgl. AG LöR/Innenministerium, Abschlussbericht, S. 23 (Anlage 2). 
177
 Vgl. Stuttgarter Zeitung vom 10.12.2013 (Anlage 1.6). 
76 
 
mitzuführen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich dort 
Personen aufhalten, die alkoholbedingte Straftaten gegen das Leben, die 
körperliche Unversehrtheit oder das Eigentum begangen haben und künf-
tig begehen werden“.178  
 
Ein alternativer Weg ist in der Ermächtigung für eine Satzungsregelung 
zum Schutz des Stadtbildes und des Stadtlebens zu sehen. Das landes-
rechtliche Gesetz über die Rechtssetzungsbefugnis räumt den Städten 
Bremen und Bremerhaven in § 3a das Recht ein, neben aggressivem Bet-
teln auch das „dauerhafte Lagern auf öffentlichen Flächen zum Zwecke 
des Alkoholkonsums“ durch Satzung zu untersagen, „soweit dadurch die 
Nutzung der Flächen durch andere unzumutbar eingeschränkt wird“. Eine 
solche Ermächtigung ist jedoch in Baden-Württemberg weder geplant 
noch in der Diskussion. Außerdem ist auch die Verfassungsmäßigkeit die-
ser gesetzlichen Regelung in der Literatur umstritten. Das subjektive 
Sicherheitsgefühl einzelner Bevölkerungsgruppen sei kein durch die 
Rechtsordnung besonders zu schützendes Rechtsgut.179. 
 
Von anderer Seite wird wiederum eine allgemeine Verlängerung der gast-
stättenrechtlichen Sperrzeiten durch eine Landesverordnung und damit 
die Rückkehr zu den bis 2009 geltenden Vorschriften gefordert. Die Sperr-
zeit würde an den Wochenenden bereits um drei statt um fünf Uhr begin-
nen. Die Gemeinden hätten dann die Möglichkeit, die Sperrzeit den örtli-
chen Erfordernissen entsprechend zu verkürzen. Das Regel-Ausnahme-
Verhältnis wäre wieder umgekehrt. Jedoch sind auch in diesem Bereich 
keine konkreten Bestrebungen der Landespolitik zu erkennen, eine solche 
Regelung einzuführen.  
 
Vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlich gewährten Allzuständigkeit 
der Gemeinden nach Art. 28 Abs. 2 GG scheint es aber angemessen, 
dass diese über die rechtlichen Mittel verfügen, um das Erscheinungsbild 
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 Vgl. aber Brückner, S. 202 ff., mit verfassungsrechtlichen Bedenken.  
179
 So z.B. auch hier ablehnend: Brückner, S. 206. 
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und die Verhaltensordnung im öffentlichen Raum wirksam zum Wohle der 
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze gestalten zu können.180 
Den Gemeinden muss insbesondere die Möglichkeit gegeben sein, nach-
weislich schwerwiegende Gefahren für die öffentliche Sicherheit und damit 
für die örtliche Gemeinschaft abzuwenden. Spezielle gesetzliche Ermäch-
tigungen sind dazu nicht in Sicht, aber können auch nicht auf Dauer ab-
gewartet werden. Ein Alkoholverbot sollte stets das letzte Mittel sein. Prä-
ventiven und milderen Maßnahmen – insbesondere mehr Kontrollen sowie 
einer ausgebauten Sozialarbeit – sind Vorrang zu gewähren. Jedoch soll-
ten die Gemeinden bei vergeblichem Einsatz solcher Maßnahmen auf ein 
Verbot zurückgreifen können. Es entsteht dadurch nicht die Gefahr aus-
ufernder Verbotsregelungen. Definierte Kriterien für das Vorliegen einer 
abstrakten Gefahr gewährleisten einen maßvollen Umgang mit dem Alko-
holverbot. Eine spezielle Ermächtigungsgrundlage würde hierbei für die 
notwendige Rechtssicherheit und Rechtsklarheit sorgen. Im Hinblick da-
rauf, dass den Gemeinden in absehbarerer Zukunft jedoch keine spezielle 
Ermächtigungsgrundlage für den Erlass von Alkoholverboten zur Verfü-
gung stehen wird, sind auf Basis der derzeitigen Rechtslage klare Vorga-
ben erforderlich, unter welchen Voraussetzungen ein solches Verbot bei 
der bestehenden Rechtslage möglich ist. An einschlägiger Recht-
sprechung mangelt es bisher. Und so sind Alkoholverbote in der Praxis 





Eine pauschal zustimmende oder ablehnende Haltung zur Frage der Zu-
lässigkeit polizeilicher Alkoholverbote wird der Komplexität des Sachver-
                                            
180
 So auch Baußmann, S. 194 ff, 203 ff., die den Gemeinden gewisse rechtliche Definiti-
ons- und Gestaltungsmöglichkeiten im Hinblick auf lästiges Verhalten im öffentlichen 
Raum einräumt; ähnlich auch Finger, 2006, S. 445. 
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halts nicht gerecht. Wie so oft in der Rechtspraxis „kommt es darauf an“, 
welche individuellen Umstände dem Einzelfall zugrunde liegen. Die Arbeit 
zeigt zunächst, dass der öffentliche Alkoholkonsum in Deutschland als 
sozialadäquat angesehen wird, allerdings zugleich auch zunehmend zu 
einem Konfliktverhältnis zwischen den Angehörigen der Event- und Party-
szene sowie der Alkoholiker- und Obdachlosenszene auf der einen Seite 
und den Anwohnern, Geschäftsanliegern und Passanten auf der anderen 
Seite führt. Der sich daraus ergebende Handlungsdruck auf die Gemein-
den führte vielfach zum Erlass polizeilicher Alkoholverbotsverordnungen, 
die in Rechtsprechung, Politik und Gesellschaft jedoch heftig umstritten 
sind. Zu betonen ist an dieser Stelle aber, dass die Gemeinden Alkohol-
konsumverbote nicht – wie häufig der Anschein erweckt wird – zur Ar-
beitserleichterung oder zur bloßen Verbannung unliebsamer sozialer 
Randgruppen erlassen. Stattdessen dienen sie dazu, einen Ausgleich 
zwischen vielen widerstreitenden Interessen, insbesondere der allgemei-
nen Handlungsfreiheit sowie dem Schutz vor Gewalt im öffentlichen Raum 
und dem Recht auf eine ungestörte Nachtruhe – zu schaffen.  
 
Zunächst sind zwei wesentlich unterschiedliche Formen von Alkoholkon-
sumverboten zu unterscheiden: Zum einen die bedingten Verbote, die den 
öffentlichen Alkoholkonsum untersagen, sofern dessen Auswirkungen ge-
eignet sind, Dritte erheblich zu belästigen; zum anderen die unbedingten 
Verbote, die den Verzehr von Alkohol auf öffentlichen Plätzen generell und 
allgemein untersagen. Bedingte Verbote stellen sich in der Arbeit schon 
aufgrund der mangelnden inhaltlichen Bestimmtheit als rechtswidrig her-
aus. Anders sieht es mit den unbedingten Verboten aus: Sie können im 
Einzelfall durchaus rechtmäßig erlassen werden, wenn bestimmte Voraus-
setzungen erfüllt sind, die einen polizeilichen Brennpunkt alkoholbedingter 
Sicherheitsstörungen begründen. Zu stützen sind solche Alkoholverbote 
auf die polizeiliche Verordnungsermächtigung in § 10 Abs. 1 i.V.m. § 1 
PolG. Zentrale Voraussetzung ist dafür das Vorliegen einer abstrakten 
Gefahr. Nach der dargelegten, teilweise widersprüchlichen Recht-
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sprechung sind die Hürden für die Bejahung einer solchen abstrakten Ge-
fahr hoch. Die Polizei muss zunächst aussagekräftige Daten und Erfah-
rungswerte sammeln, die eine in tatsächlicher Hinsicht ausreichend abge-
sicherte Prognose zulassen. Im Rahmen vorläufiger Gefahrenerfor-
schungsmaßnahmen hat die Polizei innerhalb eines Referenzzeitraums 
diverse Zahlen zu Straftaten und Ordnungswidrigkeiten in der betroffenen 
Problemlage zu sammeln. Sofern diese Zahlen objektiven Kriterien genü-
gen, die als Leitlinien in der Arbeit beschrieben wurden, sind weitergehen-
de Gefahrenerforschungsmaßnahmen in Form einer zeitlich befristeten 
Alkoholverbotsverordnung zulässig. Die während des Geltungszeitraums 
gesammelten Erfahrungen können bei einem wesentlichen Rückgang der 
Sicherheitsstörungen das Vorliegen einer abstrakten Gefahr belegen und 
den Erlass eines endgültigen Verbots rechtfertigen. Zentrale Ansatzpunkte 
für eine abstrakte Gefahr können dabei zum einen die Gewaltkriminalität 
und zum anderen die mit nächtlichen Ruhestörungen verbundenen 
Gesundheitsgefahren sein.  
 
Ein solches allgemeines Alkoholverbot kann auch verhältnismäßig sein. 
Es ist nicht generell untauglich, um den Schutz der Passanten und An-
wohnern vor Körperverletzungen und Gesundheitsschädigungen zu be-
wahren – zumal die Erfahrungen aus Freiburg und Göttingen keine we-
sentlichen Verdrängungseffekte zeigen. Das Verbot ist auch erforderlich, 
wenn weniger einschneidende Maßnahmen keine ausreichenden Erfolgs-
wirkungen zeigen oder offensichtlich ungeeignet sind. So sind z.B. Platz-
verweise und Aufenthaltsverbote bei größeren Personenansammlungen 
nicht mehr zielführend. Die Abwägung der widerstreitenden Interessen 
zugunsten der Schutzrechte der übrigen Passanten und Anwohner spricht 
auch für eine Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne. Ein Alkoholverbot für 
Kriminalitäts- und ordnungsrechtliche Brennpunkte kann im Ergebnis 
durchaus rechtmäßig erlassen werden. Erfolgsfördernd ist die Einbettung 
des Verbots in begleitende Maßnahmen, insbesondere einer verstärkten 




Bevor eine polizeiliche Alkoholverbotsverordnung erlassen wird, sollte je-
doch insbesondere bei Grünanlagen zunächst geprüft werden, ob nicht die 
Aufnahme einer entsprechenden Verbotsregelung in die Benutzungsord-
nung der betreffenden Örtlichkeit möglich ist. Die Zulässigkeitsvorausset-
zungen dafür sind wesentlich geringer. Straßenrechtliche Untersagungen 
in Sondernutzungssatzungen kommen dagegen nicht in Frage. Die Schaf-
fung einer speziellen polizeigesetzlichen Ermächtigungsgrundlage für Al-
koholverbotsverordnungen durch den Gesetzgeber ist zwar wünschens-
wert, jedoch ebenso wie andere Problemlösungsansätze nicht in Sicht. 
Alkoholverbote auf Grundlage einer Polizeiverordnung werden letztlich 
auch in Zukunft ein notwendiges und taugliches Instrument des Polizei-
rechts sein, um dem dargestellten Problem auf kommunaler Ebene wirk-
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